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Liebe Leser!

D
as Werden des neuen Tiroler
Raumordnungsgesetzes tritt in
den kommenden Monaten in

die entscheidende Phase. Nach-
dem im 2 . Halbjahr 1992 - gegr•n-
det auf die breite Diskussion des Vor-
entwurfes - von der legistischen
Abteilung des Amtes der Landesre-
gierung in enger Zusammenarbeit
mit den Raumordnungsdienststel-
len der eigentliche Gesetzesentwurf
erstellt und im 1 . Quartal des heuri-
gen Jahres einem umfassenden Be-
gutachtungsverfahren unterzogen
wurde, stehen nun die Beschluäfas-
sung der Regierungsvorlage und die
Behandlung im Landtag unmittel-
bar bevor.

Aus fachlicher Sicht ist zu hoffen
und zu w•nschen, daä im Landtag
trotz der Komplexit‚t und Sensibili-
t‚t des Themas eine z•gige Be-
handlung und rasche Verabschie-
dung dieses Gesetzesvorhabens
mƒglich ist und daä nicht die zeitli-
che N‚he zu den n‚chsten Land-
tagswahlen die sachliche Diskussion
erschwert oder gar eine Verschie-
bung auf die n‚chste Legislaturpe-
riode auslƒst .

Wir haben allein schon aufgrund
unserer „hausgemachten' Entwick-
lung einen dringenden Handlungs-
bedarf und wir stehen vor der Not-
wendigkeit, in die laufenden EG-Bei-
trittsverhandlungen klare Positionen
einzubringen, wie man sich im Lan-
de speziell die k•nftige Freizeit-
wohnsitz-Regelung vorstellt. Wir ha-
ben also keine Zeit zu verlieren!

In voller Koordination mit dem
Entwurf des neuen Tiroler Raumord-
nungsgesetzes wurde mittlerweile
auch der Entwurf des neuen Grund-
verkehrsgesetzes mit dem Schwer-
gewicht Baulandgrundverkehr fer-
tiggestellt, sodaä insgesamt ein ge-
schlossener rechtlicher Regelungs-
kreis f•r die Tiroler Raum- und Bo-
denordnung im Entstehen begriffen
ist, der in weiterer Folge noch durch
eine Novelle zur Tiroler Bauordnung
zu erg‚nzen sein wird .

Die Umsetzung des neuen Tiroler
Raumordnungsgesetzes in die Praxis
wird bei allen Beteiligten auf Ebene
der Gemeinden und des Landes
groäe Anstrengungen erfordern, an
deren Beginn eine entsprechende
Information und Erl‚uterung •ber
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die inhaltlichen Schwerpunkte und
den Vollzugsmodus zu stehen ha-
ben . Auch RO-INFO wird sich daher
in den kommenden Folgen dieses
Anliegens annehmen .

Im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern hat Tirol hinsichtlich der Er-
neuerung des Raumordnungsrech-
tes,die Nase ziemlich weit vorn'. Le-
diglich Salzburg war schneller, dort
ist seit 1 .3.1993 ein neues Raumord-
nungsgesetz in Kraft; in Ober‚ster-
reich läuft die Begutachtung . Wir
tun gut daran, zwar einen den be-
sonderen Tiroler Verhältnissen ent-
sprechenden, eigenständigen Weg
der Raumordnung zu gehen, uns
dabei jedoch nicht ,einzuigeln',
sondern auch von positiven wie ne-
gativen Erfahrungen in unserem
Umfeld zu lernen und sinnhaffe Har-
monisierungen herbeizuf•hren . In
unserem ƒBlick •ber den Zaun" ha-
ben wir bisher schon L‚sungsansät-
ze aus S•dtirol, Bayern und Däne-
mark vorgestellt; diesmal bieten wir
einen „berblick •ber das neue Salz-
burger Raumordnungsgesetz .
In zahlreichen Gesprächen und

Diskussionen tritt immer wieder ein
tiefgreifender Informationsmangel
hinsichtlich der raumbedeutsamen
Auswirkungen eines ‚sterreichi-
schen EG-Beitrittes zutage, der nur
zu leicht zu emotionalen (Fehl-)Ein-
schätzungen f•hrt . Im Vordergrund
stehen dabei die Reizthemen" Aus-
verkauf von Grund und Boden, Tran-
sit und alpine Landwirtschaft, die al-
lesamt sehr hohe Raumordnungs-
bez•ge aufweisen. Dar•ber hinaus
stehen aber auch andere wichtige
Fragen im Raum : Wie kann sich
die Landesraumordnung im Rah-
men einer k•nftigen gesamteuro-
päischen Raumordnungspolitik be-

Franz Rauter

haupten? Welche M‚glichkeiten
der Bewahrung und Entwicklung
unserer Eigenständigkeit und Eigen-
art er‚ffnen sich uns in einem Euro-
pa der Regionen tatsächlich? Wel-
chen Nutzen k‚nnen wir aus den
verschiedenen Instrumenten der
gemeinschaftlichen Regionalpolitik
in der EG ziehen?
Wir haben uns entschlossen, in

RO-INFO dieses B•ndel an drängen-
den Fragen aufzugreifen, da es da-
zu zwar jede Menge an allgemeiner
Literatur, jedoch nur wenige tirolbe-
zogene, allgemein verständliche
Darstellungen gibt . Auch wir selbst
sind in dieser Thematik Lernende, wir
brauchen Rat von kompetenter Sei-
te und freuen uns daher, da… wir das
von Herrn Univ.-Prof. DDDr. Walde-
mar Hummer geleitete Zentrum f•r
europäisches Recht an der Universi-
tät Innsbruck f•r die Mitarbeit an
diesem Themenblock gewinnen
konnten. Professor Hummer setzt
sich diesmal mit der Frage ausein-
ander, was denn die vielzitierten
,Grundfreiheiten" der EG (die im
•brigen bereits mit dem EWR wirk-
sam werden) wirklich besagen . Hier
liegt einer der entscheidenden
Schl•ssel f•rdie Beurteilung der kon-
kreten Auswirkungen der europäi-
schen Integration auf die räumliche
Entwicklung Tirols .

Aus aktuellem Anla… befa…t sich
der zweite EG-Beitrag dieses Heftes
aus der Feder von Ic-Mitarbeitern
mit den Aussichten Tirols, k•nftig an
den gemeinschaftlichen F‚rde-
rungsprogrammen der EG-Struktur-
fonds teilzunehmen . Weitere Beiträ-
ge zu den raumbedeutsamen Aus-
wirkungen der Europäischen Inte-
gration werden in den kommenden
Heften folgen .
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Verkehrsprobleme sind beileibe
nicht ausschlie…lich Transitprobleme!
Ende vorigen Jahres gaben Lan-
deshauptmann Partl und Landes-
hauptmann-Stellvertreter Tanzer
den Startschu… f•r eine Neuerarbei-
tung des Tiroler Verkehrskonzeptes,
das Ziele und Ma…nahmen f•r eine
in umfassender Sicht anzustreben-
de Entwicklung des Verkehrs bein-
halten soll . Dr. Karl Ott, der Vorstand
der federf•hrend damit beauftrag-
ten Abt . V1b4 des Amtes der Landes-
regierung gibt einen ersten Status-
bericht •ber die mittlerweile voll an-
gelaufenen Arbeiten .

Schon seit längerem wird an
der Regionalstudie ,Lech-Au…erfern'
gearbeitet, in der ausgehend von
der Notwendigkeit flu…baulicher
Ma…nahmen am Lech und unter
Ber•cksichtigung des einzigartigen
Charakters dieser Flu…landschaft
und deren Bedeutung f•r den ge-
samten Lebensraum des Lechtales,
sachliche Entscheidungsgrundla-
gen f•r eine umfassende Beurtei-
lung raumbedeutsamer Projekte er-
stellt werden . Wesentliche Zwischen-
ergebnisse werden im Lauf des
Fr•hjahrs der †ffentlichkeit präsen-
tiert; mit unserem Bericht wollen wir
dieses ehrgeizige Grundlagenpro-
jekt etwas näher darstellen .

Mehrfach haben wir schon •ber
die Gr•nzonenplanung als einen
der wesentlichsten Arbeitsschwer-
punkte der Abt. Ic/Landesplanung
berichtet . Am Beispiel der Kleinre-
gion 18 Hall und Umgebung' wur-
de nun eine Musterplanung erstellt,
die derzeit in Begutachtung steht .
Erstmals erfolgt hier eine umfassen-
de Analyse der Funktionen des Frei-
raumes und eine prognostische Ab-
schätzung notwendiger Siedlungs-
erweiterungsspielräume f•r Wohnen
und Wirtschaften aus •ber‚rtlicher
Sicht. Die so gewonnenen Erkennt-
nisse dienen nicht nur der Begr•n-
dung der Gr•nzonenabgrenzung,
sondern stehen als Informationen
f•r alle Freiraum beanspruchenden
Planungen und Ma…nahmen auf
‚rtlicher und •ber‚rtlicher Ebene
zur Verf•gung . Der Projektleiter der
Abt . Ic, Dipl .-Ing . Martin Sailer, be-
richtet Näheres. Gest•tzt auf die in
der Kleinregion 18 gewonnen Erfah-
rungen schreiten die Arbeiten in
den Kleinregionen 17 S•d‚stliches
Mittelgebirge' und 30 W‚rgl und



Umgebung" mittlerweile zƒgig vo-
ran, mit den Arbeiten in den Kleinre-
gionen 37 Landeck und Umge-
bung", 14 Westliches Mittelgebirge'
und 24,St. Johann und Umgebung"
wird noch im ersten Halbjahr be-
gonnen .

Die vom neuen Tiroler Raumord-
nungsgesetz geforderte verst•rkte
Intensit•t der ärtlichen Raumord-
nung und die Erhähung der Zahl der
auf ärtlicher Ebene erforderlichen
Planungsschritte erfordert u .a die
Bereitstellung geeigneter Planungs-
grundlagen als Voraussetzung fƒr
die Anwendung moderner Pla-
nungstechniken . Zukunftsweisend
wird dabei dem Einsatz der digita-
len Katastralmappe besondere Be-
deutung zukommen. Wir haben
den Vermessungsinspektor fƒr Tirol
und Vorarlberg Dipl .-Ing . Franz Siegl
gebeten, einen …berblick ƒber den
Bearbeitungsstand und die Be-
schaffungsmäglichkeiten der,DKM"
zu geben .
Wirksame ärtliche Raumordnung

bedingt auch den bewu„teren Ein-
satz des Instrumentes des Bebau-
ungsplanes . Der Entwurf des neuen
Tiroler Raumordnungsgesetzes sieht
daher eine durchsetzbare Verpflich-
tung zur Erlassung der Bebauungs-
pl•ne vor. Der Vorstand der Abt . V1d3
des Amtes der Tiroler Landesregie-
rung Dipl .-Ing . Karl Scherl fƒhrt aus,
welche Erwartungen an eine zeitge-
m•„e Bebauungsplanung zu knƒp-
fen sind und stellt dabei auch eine
Rƒckschau in die Frƒhzeit der Be-
bauungsplanung an .

Sie, gesch•tze Leserinnen und Le-
ser, sind herzlich eingeladen, uns Ih-
re Anregungen und auch Ihre Kritik
zum Inhalt und zur Gestaltung von
RO-Info mitzuteilen . Soweit es in un-
seren Mäglichkeiten steht, werden
wir bestrebt sein, Ihren Wƒnschen
nachzukommen .

Mit herzlichen Grƒ„en

Landeshauptmann
Dipl. Ing. Dr. Alois Partl

Europ•ische Perspektiven
der Tiroler Raumordnung
Die ästerreichischen EG-Beitrittsverhandlungen sind voll
angelaufen . ‚sterreich und damit Tirol erwarten sich von
einer aktiven Mitarbeit in einem geeinten Europa die

Sicherung von Frieden und Wohlstand .
Mit der Betonung des Gemeinsamen und mit der Verla-
gerung von Zust•ndigkeiten nach Brƒssel ist freilich auch
eine Einengung der eigenen Entscheidungsspielr•ume
verbunden; mit der bereits durch das Inkrafttreten des
EWR-Vertrages wirksam werdenden Freizƒgigkeit der Ar-
beitnehmer, sowie der Niederlassungs-, Dienstleistungs-
und Kapitalverkehrsfreiheit eräffnen sich Chancen fƒr in-
itiative Tiroler Bƒrger und Unternehmen, wie auch verst•rkt
von "au„en" kommende Nutzungsansprƒche an unser in
vielf•ltiger Weise attraktives Land herangetragen werden .

I
m Hinblick auf die geordnete Ge-
samtentwicklung Tirols - die das
oberste Ziel der Raumordnung

ist- haben wir derzeit in den Beitritts-
verhandlungen und kƒnftig als
oberste Maxime unseres Handelns
danach zu trachten, die positiven
Impulse der europ•ischen Integra-
tion bestmäglich zu nutzen, jedoch
gleicherma„en sorgsam auf die Be-
grenzung negativer Auswirkungen
bedacht zu sein .

Ganz entscheidend ist es in die-
sem Zusammenhang, immer wie-
der auf die spezielle Situation Tirols
als zur G•nze inneralpinem Land
hinzuweisen . Die extreme Enge des
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Lebensraumes, der hohe darauf la-
stende Nutzungsdruck durch Sied-
lung, Wirtschaft und Verkehr; die
Kleinkammerung der alpinen Land-
schaft und deren hohe Attraktivit•t
als Erholungsraum von europ•ischer
Bedeutung; die hohe äkologische
Sensibilit•t und die vorrangige Not-
wendigkeit, die knappen Ressour-
cen fƒr die Sicherung und Entwick-
lung der Lebensqualit•t der einhei-
mischen Bevälkerung bereitzustel-
len, seien hier nur als Stichworte er-
wohnt .

Mit allem Nachdruck ist darauf
hinzuweisen, da„ es fƒr diese spezifi-
sche Situation eines inneralpinen
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Landes ebenso spezifische Ma•-
nahmen und Regelungen braucht .
Diese Nachdräcklichkeit ist umso
dringender geboten, als die Erfah-
rung zeigt, da• mit zunehmender
r‚umlicher Distanz von den Alpen
dieses Verst‚ndnis sehr rasch ab-
nimmt,

Die europ‚ische Integration aus
Tiroler Sicht mƒglichst „raumvertr‚g-
lich" werden zu lassen, erfordert
neben dem Einbringen klarer Stand-
punkte in die Beitrittsverhandlun-
gen und in die sp‚tere Mitarbeit
auch Ma•nahmen im eigenen Be-
reich . Der dringendste Handlungs-
bedarf besteht hier hinsichtlich der
Eind‚mmung der Freizeitwohnsitz-
Entwicklung und hinsichtlich der Be-
schr‚nkung äberhitzter Entwicklun-
gen im Tourismus, in dem Tirol auf-
grund der besonderen Standortat-
traktivit‚t känftig einem besonde-
ren Druck ausl‚ndischer Investoren
ausgesetzt sein därfte .

Wir sind dabei, diese,Hausaufga-ben' mit allem Nachdruck und
sorgf‚ltig zu erledigen : Ein von
Grund auf neues Tiroler Raumord-
nungsgesetz, das u,a, ein Verbot der
Errichtung weiterer Freizeitwohnsitze
und spezielle Steuerungsinstrumen-
te fär die weitere Entwicklung des
Beherbergungsangebotes beinhal-
tet, steht in Begutachtung; abge-
stimmt darauf ist der Entwurf einer
Novelle zum Tiroler Grundverkehrs-
gesetz bereits fertiggestellt, die vor
allem spezielle Regelungen äber
den Baulandgrundverkehr enth‚lt .

Wir mässen uns allerdings bewu•t
sein, da• die mit diesen Gesetzen
angestrebte Abwehr nachteiliger
r‚umlicher Entwicklungen nicht nur
gegenäber von au•en kommenden
Einflässen erfolgen kann, sondern
da• wir unser eigenes Raumord-
nungsverst‚ndnis zu äberdenken
haben und - um dem Diskriminie-
rungsverbot nach EG-Recht zu ent-
sprechen - die notwendigen Steue-
rungsma•nahmen und Rahmenset-
zungen auch fär uns selbst akzep-
tieren mässen .

Hinsichtlich der känftigen Steue-
rung der Freizeitwohnsitze beinhal-
tet die ƒsterreichische Verhand-
lungsposition gegenäber der EG die

klare Forderung, die Zul‚ssigkeit von
Einschr‚nkungen des Erwerbs von
Freizeitwohnsitzen ausdräcklich im
Beitrittsvertrag zu verankern und da-
mit unmittelbar wirksam werden zu
lassen . Die Erfällung dieser Forde-
rung ist aus Tiroler Sicht von grƒ•ter
Bedeutung, da die Weiterentwick-
lung des EG-Rechtes (Vertrag von
Maastricht) eine vƒllige Liberalisie-
rung der Kapitalverkehrsfreiheit vor-
sieht und eine Sonderregelung fär
Freizeitwohnsitze somit nur unmittel-
bar im Beitrittsvertrag mƒglich ist .

Sehr massiv wird seitens …ster-
reichs und Tirols in den Beitrittsver-
handlungen darauf geachtet, da•
fär den Weiterbestand der alpinen
Landwirtschaft mƒglichst gänstige
Bedingungen geschaffen werden .
Ich weise an dieser Stelle darauf hin,
da• es hier äber die Fragen der
b‚uerlichen Einkommen, der Quali-
t‚t der Nahrungsversorgung und
der langfristigen Krisenvorsorge hin-
aus auch um weitere fär die r‚umli-
che Entwicklung ganz entscheiden-
de Anliegen geht: Tirol ist nun ein-
mal zum grƒ•ten Teil ein l‚ndlicher,
von Bauernarbeit gepr‚gter Raum,
der in seinen speziellen Strukturen
und in seinem Erscheinungsbild ein
wesentliches Element unserer Tiroler
Identit‚t, unserer Lebensqualit‚t
und unserer Attraktivit‚t fär den Tou-
rismus darstellt .

Tirol hat jederzeit klar den Stand-
punkt vertreten, da• der Preis eines
ƒsterreichischen EG-Beitrittes nie-
mals ein Nachgeben hinsichtlich
der Bemähungen um die Eind‚m-
mung der belastenden Auswirkun-
gen des Gätertransits sein kann . Ne-
ben der Weitergeltung des ƒster-
reichischen Transitabkommens mit
der EG äber den Beitrittszeitpunkt
hinaus, gilt es hier vor allem auch
mit Sorgfalt die laufenden Planun-
gen der EG äber die sogenannten
transeurop‚ischen Verkehrsnetze zu
beobachten und sicherzustellen,
da• Tirols unverzichtbare Stand-
punkte mƒglichst frähzeitig in diese
Planungen einbezogen werden .
Dabei mu• vor allem klar sein, da•
Tirol keine weiteren Transitrouten
durch sein Gebiet akzeptieren wird
und da• der Ausbau vorhandener
Routen und Verlagerungen auf die
Schiene so zu erfolgen haben, da•

bestehende Belastungen tats‚ch-
lich reduziert und nicht durch Bela-
stungen anderer Art kompensiert
werden .

†ber die Schwerpunkthemen
Raumordnung, Liegenschaftsver-
kehr, Landwirtschaft und Transit hin-
aus, die ohnehin Gegenstand ‚u-
•erst intensiver Aktivit‚ten sind und
die auch im Mittelpunkt der Me-
dienberichterstattung stehen,
mƒchte ich auch noch einige wei-
tere Facetten integrationspolitischer
Einflässe auf die Tiroler Raumord-
nung ansprechen, die vielleicht we-
niger bekannt, aber dennoch be-
deutungsvoll sind :

Die Europ‚ische Gemeinschaft
kannte bis vor kurzem die Raumord-
nung als eigene Aufgabe nicht . Seit
der Vorlage des Dokumentes „Euro-
pa 2000" im Jahre 1991 ist jedoch
klar das Bestreben erkennbar, känf-
tig Rahmenbedingungen fär eine
gemeinschaftliche Raumordnungs-
politik setzen zu wollen. Teil dieser
Bemähungen sind beispielsweise
die Erarbeitung sogenannter trans-
regionaler Studien (u .a . äber den Al-
penraum), der Aufbau eines euro-
paweiten integrierten Informations-
systemes äber raumbedeutsame
Gegebenheiten und †berlegungen
äber die Gestaltung der Zusam-
menarbeit mit den Entscheidungs-
tr‚gern im Bereich der Raumpla-
nung .

Im Sommer 1992 formulierte der
Ausschu• fär Regionalpolitik, Raum-
ordnung und Beziehungen zu den
regionalen und lokalen Kƒrper-
schaften einen Entschlie•ungsan-
trag fär das Europ‚ische Parlament,
in dem in 39 Punkten die Umrisse ei-
ner Raumordnungspolitik der Ge-
meinschaft dargestellt werden und
der einleitend unmi•verst‚ndlich
feststellt, da• zur Gew‚hrleistung
einer harmonischen und umwelt-
vertr‚glichen Entwicklung in der
Gemeinschaft eine Rechtsgrundla-
ge geschaffen werden mu•, die es
ermƒglicht, da• die Gemeinschaft
in Zukunft koordinierend gesamteu-
rop‚ische Entwicklungslinien ent-
wirft, die einem vergrƒ•erten Wirt-
schaftsraum und einer sp‚teren Er-
weiterung Rechnung tragen und
da• daher die Gemeinschaft in Zu-



kunft unter Beachtung des Subsi-
diarit•tsprinzips Mitverantwortung
fär die Raumordnung in den Mit-
gliedsstaaten zu äbernehmen hat' .

Die Ordnung des Raumes wird
durch raumbedeutsame Planun-
gen und Projekte auf allen Ebenen
beeinflu‚t . Es ist daher grunds•tzlich
positiv, da‚ die Europ•ische Ge-
meinschaft neben ihren bisher pri-
m•r wirtschaftlichen Zielsetzungen
sich nun verst•rkt auch um au‚er-
ƒkonomische Anliegen wie z.B. Um-
weltschutz und Raumordnung be-
mähen will. Da die Raumordnung
auf oberster Ebene' mit zunehmen-
der Intensit•t und Verbindlichkeit
auch zunehmende Auswirkungen
auf r•umliche Entwicklungen in un-
serem Lande zeitigen wird, ist es
aber unbedingt erforderlich, in ge-
eigneter Weise sicherzustellen, da‚
spezifische Anliegen eines alpinen
Landes bedacht werden und Be-
räcksichtigung finden .

Es wird in diesem Zusammen-
hang klar erkennbar, da‚ es in
„sterreich verst•rkte Aktivit•ten fär
eine gesamtstaatliche Raumord-
nung braucht. Bisherige Anl•ufe fär
ein Bundes-Raumordnungsgesetz
sind an dem zentralistischen An-
spruch gescheitert, bei dieser Gele-
genheit die L•nder unter die Auf-
sicht einer äbergeordneten Bundes-
raumordnung zu stellen und damit
bestehende fƒderalistische Struktu-
ren zu Lasten der L•nder zu ver•n-
dern . Ich halte es speziell im Hinblick
auf die europ•ische Integration fär
unverzichtbar, raumordnerisches
Denken und Handeln vor allem
auch im Bereich der Bundeszust•n-
digkeiten durchzusetzen und die
Bund-L•nder-Kooperation auf Basis
der Gleichrangigkeit zu verbessern .
Energisch werden wir aber weiterhin
dafär eintreten, da‚ raumordneri-
sche Belange, die in die Zust•ndig-
keit der L•nder fallen, auch gegen-
äber den EG-Instanzen von L•nder-
vertretern wahrgenommen werden .

Einer der Grunds•tze der Tiroler
Raumordnung ist das Streben nach
mƒglichst gleichwertigen Lebens-
bedingungen im ganzen Land, so-
weit dies natur- und lagebedingte
Gegebenheiten zulassen . Ein Instru-
ment zur Minderung regionaler Ent-

wicklungsunterschiede ist der Ein-
satz spezieller Fƒrderungsmittel .

Im Art. 130 c des EWG-Vertrages ist
ausdräcklich eine gemeinschaftli-
che Regionalpolitik verankert, deren
wichtigstes Instrument der europ•i-
sche Fonds fär regionale Entwick-
lung (EFRE) ist, Aufbauend auf ein-
zelstaatlichen Entwicklungspl•nen
werden fär bestimmte Problemge-
bietstypen gemeinschaftliche Fƒr-
derkonzepte erstellt und durchge-
fährt. Eines der damit verfolgten Zie-
le ist die Entwicklung l•ndlicher
Gebiete (Ziel-5b) . Auf Grundlage
auf der von der EG vorgegebenen
Richtlinien hat die ƒsterreichische
Raumordnungskonferenz („ROK)
am 25.3.1993 einen gemeinsamen
Abgrenzungsvorschlag fär alle der-
artigen ,Strukturfonds-Gebiete' be-
schlossen, wobei in Tirol die Bezirke
Lienz, Imst (zuzäglich der natur-
r•umlich zum Mieminger Plateau
gehƒrenden Gemeinde Wildermie-
ming), Landeck und Reutte, die
Kleinregionen Sellrain, Wipptal und
Pillersee, die touristisch kaum oder
weniger entwickelte …Karwendelre-
gion' bestehend aus den Gemein-
den Steinberg a.R ., Brandenberg
und Thiersee), sowie die inneralpi-
nen Seitentalgemeinden Alpbach
und Wildschƒnau als Ziel-5b-Gebie-
te vorgesehen sind .

Vorbehaltlich der Annahme die-
ses Vorschlages durch die EG sollte
es daher känftig mƒglich sein, auf
Grundlage noch zu erstellender re-
gionalwirtschaftlicher Konzepte zur
integralen Entwicklung dieser Ge-
biete geeignete Ma‚nahmen ge-
meinschaftlich, d .h . durch gemein-
samen Einsatz von Fƒrderungsmit-
teln des Landes, des Bundes und
der EG-Strukturfonds, zu fƒrdern . Ne-
ben der bestmƒglichen Durchset-
zung unserer Abgrenzungswänsche
wird daher in weiterer Folge die Erar-
beitung dieser regionalwirtschaftli-
chen Konzepte ein dringliches An-
liegen sein .

Die Fƒrderung der kulturellen, ge-
sellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Eigenst•ndigkeit unseres Lan-
des und seiner Teile ist ein weiterer
der im Entwurf des neuen Tiroler
Raumordnungsgesetzes enthalte-
nen Grunds•tze . Unser Ziel mu‚ es

sein, diese Eigenst•ndigkeit auch
im Rahmen der EG zu bewahren
und zu entwickeln . Es ist in diesem
Zusammenhang positiv zu vermer-
ken, da‚ seit dem d•nischen Nein'
zu Maastricht die EG intensiv dar-
äber nachzudenken begonnen hat,
wie das Grundprinzip der Subsidiari-
t•t - d .h . auf zentraler Ebene nur zu
regeln, was von den kleineren r•um-
lichen Ebenen selbst nicht sinnvoll
geregelt werden kann - mit tats•ch-
lichem Inhalt zu erfällen sei . Die Vi-
sion von einem Europa der Regio-
nen räckt damit wieder ein Stäck
weg von einer blo‚en Absichtserkl•-
rung hin zur Umsetzung in die Reali-
t•t. Ein weiterer glaubhafter Schritt
in diese Richtung wird es sein, wenn
der im Vertrag äber die europ•ische
Union vorgesehene Ausschu‚ der
Regionen nicht nur formell einge-
setzt, sondern tats•chlich mit einer
arbeitsf•higen Struktur ausgestattet
wird, die es auch einzelnen Regio-
nen ermƒglicht, ihr Anliegen einzu-
bringen und sich wirklich vertreten
zu fählen .

Die europ•ische Gemeinschaft ist
Realit•t. Wir sind dabei, unsere akti-
ve Mitarbeit in dieser Gemeinschaft
vorzubereiten . Unter all den vielf•lti-
gen Aspekten, die es dabei zu be-
achten gilt, sollen die Anliegen der
geordneten r•umlichen Entwick-
lung Tirols das gebährende Gewicht
haben . Dafär haben wir einzutreten .
Wer allerdings glauben sollte, die
aufgezeigten raumordnerischen
Problemfelder seien durch einen
Nichtbeitritt „sterreichs vom Tisch zu
wischen, der irrt . Zu intensiv sind die
grenzäberschreitenden Verflech-
tungen schon heute, als da‚ wir uns
ihnen entziehen kƒnnten! Zu umfas-
send ist auch das Bändel an wichti-
gen, mit der EG-Integration „ster-
reichs zusammenh•ngenden Fra-
gen, als da‚ raumordnerische Be-
denken allein eine Abkehr vom als
richtig erkannten Weg rechtfertigen
wärden . Wir tun aber gleicherma-
‚en gut daran, erkennbare Pro-
blemsituationen nicht zu verniedli-
chen, sondern sie ernst zu nehmen
und auf allen Ebenen aktiv an de-
ren Lƒsung mitzuarbeiten .

	

†



Ausl•ndergrundverkehr
in der EG und im EWR

Ausverkauf Tirols?
Laut H•user- und Wohnungsz•h-

lung zum Stichtag 15 . Mai 1991 ste-
hen den knapp 710.000 Tirolern ins-
gesamt 138 .537 Geb•ude und
249.774 Wohnungen zur Verfägung,
woraus sich eine durchschnittliche
Wohnnutzfl•che/Tiroler(in) von 31 m 2
ergibt . 86% der Wohnungen
(215 .600 Einheiten) werden als
Hauptwohnsitze, 8,5% (21 .300 Ein-
heiten) als Ferien- oder Wochen-
endwohnungen genutzt . Der Trend
zum ‚Zweitwoh`nsitz" im Ferien- oder
Wochenendhaus ist im letzten Jahr-
zehnt markant gestiegen: w•hrend
sich die Hauptwohnsitzwohnungen
nur um 18,7% erhƒht haben, nahm
die Zahl der Zweitwohnsitze um
54,1% zu . Von der Gesamtzahl der
Geb•ude Tirols sind 5 .100 (3,7%) in
ausl•ndischem Allein- oder Mitei-
gentum . Beim Wohnungsbestand
betr•gt der ausl•ndische (Mit-)Be-
sitz 12.500 oder 5% . Bezirksweise hat
Kitzbähel mit 11,5%, gemeindewei-
se Seefeld i .T. mit 41 % Ausl•nderan-
teil am Gesamtwohnbestand die
hƒchste "„berfremdung" . Von den
Ferien- und Wochenendwohnun-
gen steht ein knappes Viertel (23%)
im ausl•ndischen (Mit-)Eigentum . ')
Der Tiroler Landesgrundverkehrsrefe-
rent sch•tzte die Zahl der illegalen
Wohnsitze fär Ausl•nder in Tirol auf
rund 30.000 . 2

1,

In anderen westƒsterreichischen
Bundesl•ndern verh•lt es sich •hn-
lich. So hat z.B. im Land Salzburg die
Zahl der Zweitwohnungen in dersel-
ben Zehnjahresperiode 1981-1991
um insgesamt 6 .012 zugenommen,
w•hrend nur in 708 F•llen der An-
kauf von den Grundverkehrsbehƒr-
den genehmigt wurde. Das wärde
an sich bedeuten, da… die restli-
chen 5 .034 Zweitwohnungen zur
G•nze von †sterreichern erworben
worden sind . Ein Mitglied der Grund-

Waldemar Hummer

verkehrs-Landeskommission Salz-
burg bezweifelt dies aber in einem
offenen Brief und stellt dezidiert fest,
da… "in etwa 3 .000 F•llen Zweitwoh-
nungen an Ausl•nder mit Umge-
hungsgesch•ften gegen die klaren
gesetzlichen Normen des Salzbur-
ger Grundverkehrsgesetzes verkauft
wurden" (!) 3>

Wenngleich dieser ausl•ndische
Grundbesitz bisher ohne Einwirkung
des EG-Rechts zustande kam, wird
er fär den Fall eines EG-Beitrittes
†sterreichs progressiv fortgeschrie-
ben und die Vision eines ‚Ausver-
kaufs der Heimat" mehr und mehr
beschworen .
Da die Frage des Ausl•nder-

grundverkehrs aber nicht erst bei ei-
nem EG-Beitritt sondern bereits im
Rahmen des EWR virulent wird, ist es
schon jetzt hoch an der Zeit, sich mit
diesem komplexen Problem n•her
auseinanderzusetzen. Auszugehen
ist dabei von dem Umstand, da…
das EWR-Recht die einschl•gigen
Marktfreiheiten der EG - Freizägig-
keit, Niederlassungsfreiheit, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehrsfrei-
heit - mit seinem Inkrafttreten spie-
gelbildlich äbernimmt und lediglich
bezäglich der Reglementierung von
Immobiliengesch•ften im Rahmen
der Kapitalverkehrsfreiheit „ber-
gangsfristen vorsieht .

Grunderwerb im
Rahmen der Frei-
heit des Personen-
und Dienstleistungs-
verkehrs

Grunds•tzlich enth•lt weder das
prim•re noch das sekund•re EG-
Recht eine in sich geschlossene Re-
gelung des Grundverkehrs, es ver-

fägt vielmehr in Art. 222 EWGV, da…
der EWG-Vertrag "die Eigentumsord-
nung in den verschiedenen Mit-
gliedstaaten unberährt" l•…t . Damit
hat die EWG grunds•tzlich keine
Kompetenz, die verfassungsrechtli-
chen Vorschriften der Mitgliedstaa-
ten äber das Eigentum und die
Schranken seiner Nutzung umzuge-
stalten . 4) Das bedeutet aber nicht,
da… die EWG nicht doch - unter be-
sonderen Regelungsgesichtspunk-
ten - Rechtsakte setzen kƒnnte, die
Auswirkungen auf die Ausäbung
von Eigentumsrechten in den Mit-
gliedstaaten haben . Ein Beispiel da-
fär ist die Zul•ssigkeit des Immobilia-
rerwerbs durch Wanderarbeitneh-
mer und Unternehmen im Gefolge
der Umsetzung einzelner Marktfrei-
heiten des EWG-Vertrags .

Konkret berechtigt die Niederlas-
sungsfreiheit der Art. 52 - 58 EWGV
alle EG-Staatsangehƒrigen - die
selbst•ndige Erwerbst•tigkeiten
ausäben - sowie Unternehmen, die
nach dem Recht eines Mitglied-
staates gegrändet sind und ihren
Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre
Hauptniederlassung in den EG ha-
ben, unter denselben Bedingungen
wie Inl•nder und ohne jegliche Dis-
kriminierung (lnl(jndergleichbe-
handlung) Grundstäcke fär ihre
Niederlassung zu erwerben . Die Nie-
derlassungsfreiheit l•…t fär Unter-
nehmen zumindest bei der Haupt-
niederlassung auch ein Grunder-
werbsrecht fär private Wohnzwecke
zu (z .B . Privatwohnung fär den Ge-
sch•ftsfährer am Sitz des Unterneh-
mens) .

Die Dienstleistungsfreiheit der Art .
59 - 66 EWGV wiederum begänstigt
EG-Staatsangehƒrige und Gesell-
schaften, die "grenzäberschreitend"
t•tig sind, d .h. die in einem anderen
Mitgliedstaat ans•ssig sind als der
Empf•nger der Dienstleistung . Ein
an sich dienstleistungsbegänstigter
EG-Ausl•nder - der seine Dienstlei-
stung ja nur voräbergehend erb-
ringt - hat dementsprechend aber
nur dann ein eigenes Grunder-
werbsrecht, wenn dies fär die effekti-
ve Ausäbung der Dienstleistungsfrei-
heit absolut notwendig ist, was nur
sehr selten der Fall sein wird . Ledig-
lich in ausgew•hlten F•llen verbärgt
die Dienstleistungsfreiheit ein Recht
auf Erwerb eines Betriebsgrundstäk-
kes, nicht aber ein solches auf Er-



werb eines Privatgrundst•ckes . 5)

Die Freiz•gigkeit der Arbeitneh-
mer kennt eine eigene sekundär-
rechtliche Grunderwerbsbestim-
mung f•r Wanderarbeitnehmer. Der
einschlägige Art . 9 Abs. 1 VO 1612/
68 lautet: ‚Arbeitnehmer, die die
Staatsangehƒrigkeit eines Mitglied-
staates besitzen und im Hoheitsge-
biet eines anderen Mitgliedstaates
beschäftigt sind, genie„en hinsicht-
lich einer Wohnung, einschlie„lich
der Erlangung des Eigentums an
der von ihnen benƒtigten Woh-
nung, alle Rechte und Verg•nsti-
gungen wie inländische Arbeitneh-
mer'. Dieses Recht auf Erwerb von Ei-
gentum an einer Wohnung gilt nicht
nur f•r aktuelle Wanderarbeitneh-
mer, sondern wird durch Art . 7 VO
1251 /70 auch auf Arbeitnehmer, die
nach Beendigung der Beschäfti-
gung im Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaates verbleiben, ausge-
dehnt . Kein selbständiges Eigen-
tumserwerbsrecht an Wohnungen
steht hingegen den Familienange-
hƒrigen von Wanderarbeitnehmern
zu, die lediglich ein Recht auf Woh-
nungsnahme beim Freiz•gigkeits-
berechtigten haben .

Unbestritten ist damit die Mƒg-
lichkeit des Erwerbs einer Eigen-
tumswohnung als Hauptwohnsitz
des Wanderarbeitnehmers. Nicht
eindeutig geklärt ist aber die Frage,
ob mit ‚Wohnung' auch der Erwerb
von Grundbesitz zum Zweck der Er-
richtung eines Wohnhauses mitum-
fa„t ist. Gute Gr•nde sprechen f•r
die Verneinung einer solchen exten-
siven Interpretation, eine konträre
zuk•nftige Judikatur des EuGH kann
aber nicht mit Sicherheit ausge-
schlossen werden .

Mit dem voraussichtlichen Inkraft-
treten des EWR Vertrages Mitte/Ende
1993 werden daher alle EWR-Staats-
b•rger sowie alle juristischen Perso-
nen (Gesellschaften etc .) mit Sitz in
einem EWR-Staat in Aus•bung der
Marktfreiheiten der Freiz•gigkeit,
der Niederlassungs- und (einge-
schränkt) der Dienstleistungsfreiheit
bez•glich des Grunderwerbs zur Er-
richtung ihres Haupt- bzw. Erstwohn-
sitzes und ihrer betrieblichen Nie-
derlassung gleich zu behandeln
sein wie …sterreicher. Ab Geltung
des EWR-Vertrages sind daher die
bestehenden restriktiven Grundver-
kehrsgesetze der neun ƒsterreichi-

schen Bundesländer diesen Markt-
freiheiten anzupassen, d .h . gemä„
dem Prinzip der Inländergleichbe-
handlung nicht-diskriminierend
auszugestalten . Nicht-diskriminie-
rende Beschränkungen sind dabei
aber wegen Art . 222 EWGV nicht am
Verhältnismä„igkeitsgrundsatz zu
messen . 6)

Aufenthaltsrichtlinien
und Grundverkehr

F•r EG-Staatsangehƒrige, die
nicht Beg•nstigte der Freiz•gigkeit,
der Dienstleistungs- und Niederlas-
sungsfreiheit sind, hat der Rat der
EWG im Juni 1990 drei Richtlinien
(RL) •ber ein (blo„es) Aufenthalts-
recht erlassen. Sie betreffen die Per-
sonengruppen ‚Allgemeinheit" (RL
364/90 ABI . 1990, Nr. L 180, S. 26 f.),
‚Pensionisten' (RL 365/90 ABI . 1990,
Nr. L 180, S . 28 f .) und ‚Studenten' (RL
366/90 ABI . 1990, Nr. L 180, S. 30 f .) .
Entgegen zuletzt des ƒfteren geäu-
„erten Bedenken' ) , begr•nden diese
Aufenthalts-RL aber kein selbständi-
ges Wohnungseigentums- und
Grunderwerbsrecht (der Aufent-
haltsberechtigte kann daher auf ein
blo„es Mietverhältnis beschränkt
werden) und schaffen auch f•r
Angehƒrige von Aufenthaltsberech-
tigten lediglich ein Nachzugsrecht
auf aufenthaltsrechtlicher Basis
(Art. 1 Abs. 2 Allgemeine und Pen-
sionisten-Aufenthalts-RL) . Gem.
Art. 2 Abs. 3 Pensionisten-Aufent-
halts-RL und Art . 3 Allgemeine-Auf-
enthalts-RL wird expressis verbis
auch kein Recht auf Erwerb von
Zweitwohnungen begr•ndet .

Grunderwerb im
Rahmen der Kapital-
verkehrsfreiheit

Grundsätzlich anders stellt sich
die Sachlage aufgrund der Kapital-
verkehrsfreiheit dar. Vor dem Erla„
der (zweiten) Kapitalverkehrs-Richtli-
nie 88/361 /EWG vom 24 . Juni 1988
(ABI. 1988, Nr. L 178, S . 5 ff .) wurde die
Kapitalverkehrsfreiheit noch ,akzes-
sorisch' verstanden, d .h . sie betraf
nur grenz•berschreitende Zahlun-

gen im Gefolge einer der vorer-
wähnten Marktfreiheiten, soda„
sich aus ihr kein eigenständiges
Grunderwerbsrecht ableiten lie„ . a>

Seit der Kapitalverkehrs-Richtlinie
88/361 /EWG ist die Kapitalverkehrs-
freiheit aber ‚nicht-akzessorisch'
ausgestaltet, d.h . sie ist nicht mehr
an das Vorliegen einer anderen
Marktfreiheit gekoppelt . Allen EWR-
Gebietsansässigen (nicht nur ‚EWR-
B•rgern') ist es dementsprechend
gem . Nr. II lit A Anhang 1 zur Kapital-
verkehrsrichtlinie 88/361 /EWG er-
laubt, Immobilieninvestitionen
(= Kauf von bebauten und unbe-
bauten Grundst•cken sowie Bau
von Gebäuden zu Erwerbszwecken
oder persƒnlichen Zwecken durch
Privatpersonen unter Einschlu„ von
Nie„brauchsrechten, Grunddienst-
barkeiten und Erbbaurechten) zu
tätigen . Dies gilt allerdings nicht f•r
den Immobilienerwerb zum Zweck
der Einrichtung von Zweitwohnsit-
zen, falls dieser von einem EWR-
Staat restriktiv geregelt bzw. ganz
verboten wird : ‚Bestehende einzel-
staatliche Rechtsvorschriften zur Re-
gelung des Erwerbs von Zweitwohn-
sitzen d•rfen aufrecht erhalten
werden, bis der Rat weitere, diesbe-
z•gliche Vorschriften gem . Art . 69
EWGV erlä„t' (Art. 6 Abs. 4 Kapital-
verkehrsrichtlinie 88/361 /EWG) .

†bergangsfristen
der Kapitalverkehrs-
freiheit im EWR-V

Die †bernahme der Bestimmun-
gen der Kapitalverkehrsrichtlinie 88/
361 /EWG in den EWR wurde gem .
Anhang XII Ziff . 1, lit d) zum EWR-Ver-
trag 9) folgenderma„en erstreckt : f•r
Norwegen bis zum 1 .1 .1995, f•r
…sterreich, Finnland und Island bis
zum 1 .1 .1996 sowie f•r Liechtenstein
und die Schweiz bis zum 1 .1 .1998 .
Während der Dauer dieser †ber-
gangsfrist d•rfen gem . lit e) neue
und bestehende Immobiliarinvesti-
tionen von EWR-Ansässigen nicht
weniger g•nstig behandelt werden
als dies aufgrund der zum Zeitpunkt
der Unterzeichnung des EWRV (2 .
Mai 1992) bestehenden Rechtsvor-
schriften der Fall war - dies allerdings
nur in bezug auf Erstwohnsitze . In



bezug auf Zweitwohnsitze d•rfen
die innerstaatlichen Bestimmungen
während der ‚bergangszeit hinge-
gen strenger und restriktiver ausge-
staltet werden . Nach Ablauf der
‚bergangsfrist sind die Regelungen
f•r Immobilieninvestitionen aber
vollständig EWR-konform iSd Kapital-
verkehrsrichtlinie 88/361 /EWG aus-
zugestalten . F•r die Zweitwohnsitzre-
gelung bedeutet dies, daƒ die in
der ‚bergangsphase unter Umstän-
den strenger ausgestalteten Bestim-
mungen auch nach Ablauf dersel-
ben gem. Art. 6 Abs . 4 Kapitalver-
kehrsrichtlinie 88/361 /EWG (arg .
„bestehende') weiterhin aufrecht
erhalten werden k…nnen . Sie d•rfen
allerdings danach nicht mehr re-
striktiver ausgestaltet werden, was
auch im Falle eines EG-Beitritts
†sterreichs gelten w•rde .

In Vorwegnahme einer erwartba-
ren Baulandverknappung bzw.
Grundpreiserhitzung hat - neben
anderen EFTA-Staaten - auch †ster-
reich anläƒlich der Unterzeichnung
des EWR-Vertrages eine einseitige Er-
klärung bez•glich der Anrufung der
in Art. 112 EWR Vertrag enthaltenen
Schutzklausel mit folgendem Wort-
laut abgegeben : †sterreich erklärt,
daƒ das verf•gbare Siedlungsge-
biet (insbesondere das verf•gbare
Bauland) wegen der besonderen
geographischen Lage in einigen
Landesteilen •berdurchschnittlich
knapp ist . Demzufolge k…nnten St…-
rungen des Immobilienmarktes in
bestimmten Gebieten zu ernstli-
chen wirtschaftlichen, gesellschaft-
lichen oder …kologischen Schwierig-
keiten im Sinne der Schutzklausel
des Art. 112 des EWR-Abkommens
f•hren und Maƒnahmen gemäƒ
diesem Artikel erforderlich machen' .
Als bloƒ einseitige Erklärung, die
mit den EG nicht abgestimmt war,
kommt dieser …sterreichischen
Rechtsverwahrung allerdings nur
politische Bedeutung aber keine
rechtliche Verbindlichkeit zu .

Der die restriktive Zweitwohnsitzre-
gelung immunisierende Art . 6 Abs . 4
Kapitalverkehrsrichtlinie 88/361/
EWG leidet allerdings unter einem
erheblichen Sch…nheitsfehler, da er
an sich jederzeit durch den Rat
gem. Art. 69 EWGV mit qualifizierter
Mehrheit abgeändert werden kann .
Da f•r eine qualifizierte Mehrheit im
Rat gem . Art. 148 Abs. 2 EWGV 54

von 76 Stimmen erreicht werden
m•ssen, m•ƒten die Mitgliedstaa-
ten der EG, die an einer Beibehal-
tung ihrer restriktiven Zweitwohnsitz-
regelung interessiert wären, die
„Sperrminorität' von 23 Stimmen er-
reichen. Das bisher in den EG davon
allein betroffene Dänemark hätte
dabei lediglich 3 Stimmen und
m•ƒte eine Reihe anderer EG-Staa-
ten dazu bewegen, gegen eine Auf-
hebung des Art. 6 Abs. 4 Kapitalver-
kehrsrichtlinie 88/361/EWG zu stim-
men .

Das „Dänische Modell"

Im Wissen um diese Schwierigkeit
und in Erkenntnis des Umstandes,
daƒ sein eigenes Ausländergrund-
verkehrsmodell - auf der Basis des
Liegenschaftserwerbsgesetzes
(1959) und des Sommerhausgeset-
zes (1972) - nicht in allen Punkten
EG-konform ist (keine Ber•cksichti-
gung der „Nicht-Akzessorietät' der
Kapitalverkehrsfreiheit, Wohnsitzer-
fordernis), 10) setzte Dänemark in ei-
ner eigenen Gemeinsamen Proto-
kollerklärung betreffend den Erwerb
von Immobilien in Dänemark' - die
einen Annex zum Vertrag zur Gr•n-
dung der Europäischen Gemein-
schaft (Teil des Vertrages •ber die
Europäische Union vom 7 . Februar
1992) darstellt - folgende Formulie-
rung durch : Ungeachtet des Vertra-
ges zur Gr•ndung der Europäischen
Gemeinschaft kann Dänemark sei-
ne geltenden Rechtsvorschriften f•r
den Erwerb von Zweitwohnungen
beibehalten' . 11)

Dabei handelt es sich aber ledig-
lich um eine Dänemark allein kon-
zedierte Ausnahme, die weder den
anderen Mitgliedstaaten der EG,
noch k•nftigen Neumitgliedern (z.B .
†sterreich) zugute kommt . Die einzi-
ge verallgemeinerungsfähige Kon-
sequenz dieser Protokollerklärung ist
die, daƒ sich z .B. †sterreich in den
Beitrittsverhandlungen auf das - al-
lerdings nur politisch und nicht
rechtlich zu verstehende - Präjudiz
dieser Regelung berufen und
Gleichbehandlung begehren k…nn-
te. Dies hat †sterreich, aber auch
Schweden und Finnland, in den am
1 . Februar 1993 begonnenen Bei-
trittsverhandlungen mit den EG

auch getan . Die besondere Pikante-
rie besteht aber darin, daƒ unter
Umständen die Dänen - falls sich
die negative Volksabstimmung vom
2. Juni 1992 zum Vertrag von Maa-
stricht •ber die Europäische Union'
nicht mehr „reparieren' läƒt - diesen
Maastrichter-Vertrag (und damit
auch die gegenständliche immuni-
sierende Protokollerklärung) selbst
zu Fall gebracht hätten .
Nachdem Dänemark den ande-

ren Mitgliedstaaten der EG am 30 .
Oktober 1992 ein Dokument mit
dem Titel „Dänemark in Europa' vor-
gelegt hatte, in dem eine Reihe von
Vorbehalten gegen den Vertrag von
Maastricht •ber die Europäische
Union enthalten waren, billigte der
Europäische Rat auf seiner Tagung
in Edinburgh vom 11 . und 12. De-
zember 1992 diese dänischen Aus-
nahmew•nsche (ABI. 1992, Nr. C
348, S . 1 ff .), sodaƒ in der f•r den 18 .
Mai 1993 angesetzten zweiten
Volksabstimmung •ber den Vertrag
•ber die Europäische Union in Dä-
nemark ein positives Votum zu er-
warten ist .

Das Dänische Modell' ist ganz
allgemein aber aus zwei Gr•nden
f•r †sterreich kein geeignetes Rege-
lungsvorbild : zum einen ist es teilwei-
se EG-inkonform, zum anderen aber
nicht immer brauchbar, da das
Sommerhausgesetz nur Fälle von
Vermietung und Verpachtung re-
glementiert, nicht aber den f•r
(West-) †sterreich noch viel „gefähr-
licheren" Fall des Eigenheims als
Zweitwohnsitz des EWR-Ausländers,
Damit kann es sich bei einem EG-
bzw. EWR-konformen …sterreichi-
schen Modell - wenn •berhaupt -
nur um ein entsprechend modifi-
ziertes „Dänisches Modell' handeln .

Ausländergrund-
verkehr im Vertrag
von Maastricht

Durch den Vertrag von Maastricht
•ber die Europäische Union vom 7 .
Februar 1992 wird u.a. der EWG-Ver-
trag zum Vertrag zur Gr•ndung der
Europäischen Gemeinschaft (EGV)
umgestaltet, sodaƒ mit Inkrafttreten
des Maastrichter Vertrages - voraus-
sichtlich am 1 . Jänner 1994 - die



EWG durch die EG ersetzt wird . Gem .
Art. 73a EGV werden mit Wirkung
vom 1 . J•nner 1994 die Bestimmun-
gen äber den Kapitalverkehr des
EWG Vertrages (Art . 67 bis 73) durch
die Art . 73b bis 73g EGV ersetzt . Da-
mit wird nunmehr auf vertraglicher,
prim•rrechtlicher Ebene eine
grunds•tzlich unbeschr•nkte Frei-
heit des Kapitalverkehrs in der EG
hergestellt, die im EWG-Vertrag bis-
her blo‚ auf sekund•rrechtliche Vor-
schriften (RL 88/361 /EWG, ABI . Nr. L
178, S . 5 ff .) gestätzt war. Art. 73b EGV
enth•lt ein grunds•tliches Be-
schr•nkungsverbot, das im Lichte
der bisherigen Rechtsprechung des
EuGH als unmittelbar anwendbar zu
qualifizieren ist. Die Bestimmungen
der Kapitalverkehrsrichtlinie 88/361
EWG sind nur noch dann weiter an-
wendbar, wenn sie mit dem prim•-
ren Gemeinschaftsrecht äberein-
stimmen; den Art . 7/3o - 73g EGV ent-
gegenstehende Bestimmungen
sind entsprechend anzupassen, da-
mit eine Nichtigerkl•rung durch
den EuGH vermieden werden kann .

Die Bestimmung des Art . 6 Abs . 4
der Richtlinie 88/361 /EWG mit der
einschl•gigen Zweitwohnsitzrege-
lung ist mit dem (neuen) Gemein-
schaftsrecht sicherlich nicht verein-
bar. Mit Inkrafttreten der Art . 73b ff.
EGV entf•llt somit die begänstigen-
de Regelung des Art . 6 Abs. 4 Kapi-
talverkehrsrichtlinie 88/361 EWG . Die
bisherige gemeinschaftsrechtliche
,Erlaubnis', restriktive nationale
Zweitwohnsitzregelungen beizube-
halten, bestände dann nicht mehr .
Dieses fär ƒsterreich mehr als

unangenehme Ergebnis kann nur
durch folgende Argumentation ab-
gewendet werden. Gem . Art. 73d
Abs. 1 lit b) EGV k„nnen die Mitglied-
staaten u .a . Ma‚nahmen zur Be-
schr•nkung der Kapitalverkehrsfrei-
heit ergreifen, die aus Gränden der
„ffentlichen Ordnung" gerechtfer-
tigt sind und die gem . Abs . 3 weder
ein Mittel zur willkärlichen Diskrimi-
nierung noch eine verschleierte Be-
schr•nkung des freien Kapital- und
Zahlungsverkehrs darstellen . Restrik-
tive Zweitwohnsitzregelungen mäs-
sen daher zum einen aus Gränden
der „ffentlichen Ordnung gerecht-
fertigt sein und zum anderen den
beiden Kriterien der Nichtdiskrimi-
nierung und der Verh•ltnism•‚ig-
keit genägen. Das bedeutet, da‚

die Zweitwohnsitzregelungen nicht
nur unterschiedslos auch fär ƒster-
reicher Anwendung finden mässen,
sondern auch nicht unverh•ltnis-
m•‚ig sein därfen, d .h . einer allge-
meinen Gemeinwohlverwirklichung
dienen und fär die Erreichung des
angestrebten Ziels unbedingt erfor-
derlich sein mässen . Damit ist aber
sowohl die Rechtsgrundlage als
auch die Argumentationslinie fär
die Beibehaltung der „sterreichi-
schen Zweitwohnsitzregelung im
EG-Vertrag v„llig verschieden von
der des EWG-Vertrages, was auch in
den gegenw•rtig laufenden Bei-
trittsverhandlungen gebährend be-
räcksichtigt werden mu‚ .

Neue L•nder-
kompetenzen im
Bodenrecht

Da der EWR (sp•testens nach Ab-
lauf der …bergangszeit Anfang
1996) eine fär Inl•nder und EWR-
Ausl•nder gleichf„rmige und nicht-
diskriminierende Ausgestaltung der
bestehenden Landesgrundver-
kehrsgesetze (Inl•ndergleichbe-
handlung) verlangt, wird man zur
Durchsetzung verbleibender „ster-
reichischen Interessen verst•rkt auf
Ma‚nahmen der Raumordnung
und Fl•chenwidmung sowie auf sol-
che des Landschafts- und Umwelt-
schutzes greifen mässen, die aller-
dings ebenfalls nicht-diskriminie-
rend auszugestalten sind . Dazu
kommt noch die Notwendigkeit,
spekulativer Baulandhortung ent-
gegenzuwirken und Umgehungs-
gesch•fte zu untersagen . Da die
L•nder vor allem letztere Aktivit•ten
aufgrund ihrer bisherigen Kompe-
tenzausstattung nicht unterbinden
konnten, wurde ihr Ruf nach Zutei-
lung neuer Kompetenzen immer
lauter, wobei sich die Sto‚richtung
zum einen auf eine Kompetenzzu-
teilung fär die Reglementierung des
Verkehrs mit bebauten und bebau-
baren Grundstäcken und zum an-
deren auf die …bertragung der Kom-
petenz fär die Bodenreform richtete .

Im Mai 1990 wurde nun erstmals
im Ministerrat eine Regierungsvorla-
ge fär ein Bundesgesetz beschlos-
sen, in dem vor allem eine L•nder-
kompetenz fär den Verkehr mit Bau-
grundstäcken und in Angelegen-

heiten der Bodenreform vorgesehen
war 12) Da diese Regierungsvorlage
einer Reihe von Bedenken begeg-
neten, legte die Bundesregierung
am 10. Dezember 1991 eine neue
Gesetzesvorlage vor, 13) die in der
Folge aber neuerlich angepa‚t wer-
den mu‚te 14) und schlie‚lich im Ju-
ni 1992 vom Nationalrat als Bundes-
verfassungsgesetz zur †nderung des
BVG idF 1929 verabschiedet wurde
(BGBl . 1992/276) .
Gem . Art. 1 dieses Bundesverfas-

sungsgesetzes (der Art . 10 Abs . 1 Ziff .
6 BVG novelliert) sind die L•nder
nunmehr ausschlie‚lich fär "Rege-
lungen, die den Grundstäcksverkehr
fär Ausl•nder und den Verkehr mit
bebauten oder zur Bebauung be-
stimmten Grundstäcken verwal-
tungsbeh„rdlichen Beschr•nkun-
gen unterwerfen . . ." zust•ndig; gem .
Art. II Abs. 1 k„nnen Landesgesetze
betreffend verwaltungsbeh„rdliche
Beschr•nkungen fär den Verkehr mit
bebauten oder zur Bebauung be-
stimmten Grundstäcken aber erst
nach einer Vereinbarung zwischen
dem Bund und den L•ndern gem .
Art. 15a BVG (vertikaler Gliedstaats-
vertrag) äber die Festlegung bun-
deseinheitlicher zivilrechtlicher Be-
stimmungen fär die landesgesetzli-
chen Grundverkehrsregelungen in
Kraft gesetzt werden . Art. II Abs . 2
leg . cit . sieht daräberhinaus vor, da‚
die geltenden ausl•ndergrundver-
kehrsrechtlichen Bestimmungen
mieser Vereinbarung nach Art, 15a
BVG innerhalb von zwei Jahren
nach deren Inkrafttreten anzupas-
sen sind. Damit sind aber nicht nur
die zukänftigen sondern auch die
schon bestehenden Grundverkehrs-
regelungen (betreffend Ausl•nder-,
land- und forstwirtschaftlichen
Grundverkehr) dem vertikalen Kon-
kordat gem . Art . 15a BVG anzuglei-
chen.

Bund-L•nder-
Vereinbarung äber
Verkehr mit
Baugrundstäcken
Diese Bund-L•nder-Vereinbarung
gem . Art . 15a B-VG wurde am B . Ok-
tober 1992 abgeschlossen und An-
fang November 1992 im Tiroler
Landtag genehmigt . Im Rahmen



dieses Gliedstaatsvertrages ver-
pflichten sich die ƒsterreichischen
Bundesländer, in folgenden Berei-
chen zivilrechtliche Bestimmungen
(im Sinn des Art . 15 Abs . 9 BVG) nur
in „bereinstimmung mit der zwi-
schen ihnen und dem Bund getrof-
fenen Vereinbarung festzulegen : zi-
vilrechtliche Wirkung der Grundver-
kehrsbeschränkungen, besondere
Vorschriften •ber Grundbuchsein-
tragungen (Zulässigkeit, Unwirksam-
keit bzw. R•ckabwicklung von Ein-
tragungen), besondere Vorschriften
hinsichtlich der Zwangsversteige-
rung (Verständigung der Grundver-
kehrsbehƒrde, Verfahren bei Zu-
schlagserteilung, erneute Versteige-
rung, Verfahren bei „berboten und
„bernahmsanträge), hinsichtlich
der freiwilligen Feilbietung von Lie-
genschaften sowie des Erwerbs von
Todes wegen . Ferner wird der Lan-
desgrundverkehrsbehƒrde eine be-
sondere Klagsbefugnis eingeräumt,
gerichtlich feststellen zu lassen, da…
ein Rechtsgeschäft, vor allem weil es
ein Schein- oder Umgehungsge-
schäft ist, nichtig ist . Wird der Klage
der Landesgrundverkehrsbehƒrde
stattgegeben, so hat das Grund-
buchsgericht eine bereits vorge-
nommene Eintragung des Rechtser-
werbs zu lƒschen und den fr•heren
Grundbuchstand wiederherzustel-
len . Weitere Besonderheiten sind
u.a† da… ein Grunderwerbsgeschäft
unwirksam wird, wenn nicht binnen
zweier Jahre nach Ablauf der daf•r
bestimmten Frist das Ansuchen um
die grundverkehrsrechtliche Ge-
nehmigung eingeholt wird . Hin-
sichtlich der Verb•cherung wird fest-
gelegt, da… die Eintragung im
Grundbuch nur nach rechtskräftiger
Genehmigung des Erwerbsgeschäf-
tes durch die Landesgrundverkehrs-
behƒrde vorgenommen werden
darf .

	

‡ Die Entwicklung

Geht uns der Grund f•rs Wohnen aus? -
Ergebnisse der Häuser- und Wohnungszäh-
lung 1991,
in : ro-Info 4/1992, S . 21 ff .
2) 30 .000 Tiroler Wohnungen in ausländi-
scher Hand, in : Tirol Kurier vom 5 .12 .1991,
S . 18 . Laut Margaretha Hamidi vom Stati-
stischen Zentralamt d•rfte es in ‚sterreich
insgesamt rund 350 .000 Zweitwohnsitze
geben; Die Presse vom 2 .12 .1992, S . 6 .
3) WirtschaftsWoche Nr. 46 vom 12 .11 .1992,
s . 10 .
4) Vgl. Antwort der Kommission auf die

Die Regionalpolitik
der Europäischen

Gemeinschaften und
ihre mƒglichen Aus-
wirkungen auf Tirol

Politik bis 1988

Walter Grimm und Franz Rauter

1)Vgl . dazu allgemein Hƒrnler, J .

	

der EG-Regional-
tigkeit in der gesamten Gemein-
schaft zu fƒrdern . . ." . Es sollte aller-
dings Jahrzehnte dauern, bis aus
dieser Absichtserklärung eine tat-
sächlich greifende gemeinschaftli-
che Regionalpolitik wurde .

Bis 1974 wurde die Regionalpolitik
als ausschlie…liche Angelegenheit
der Mitgliedsstaaten gesehen . Le-
diglich durch die Beihilfenvorschrif-
ten der Art. 92 ff des EWG-Vertrages,
deren eigentliches Ziel die Vermei-
dung von Wettbewerbsverzerrungen
durch staatliche Beihilfen ist, erfolg-

Bereits die Gr•nder der EWG waren
sich dar•ber im klaren, da… regiona-
le Unterschiede der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit den Zusammen-
halt der Gemeinschaft bedrohen,
und verankerten daher im Vertrag
von Rom das Ziel, † . . . die harmoni-
sche Entwicklung der Wirtschaftstä-

9) Erläuternde Bemerkungen zur Regie-
rungsvorlage zum EWR-Vertrag, 460 Beila-
gen zu den StenProt, NR ., XVIII GP, S . 802 f .
10) Das wird immer wieder •bersehen ; vgl .
dazu neuerdings wieder Hammerl, C .-Sip-
pel, H . Der Erwerb von Sommerhäusern in
Dänemark durch EG-Ausl(inder und das
Recht der EG, in : RIW 11/1992, S . 887, sie-
he Hummer/Schweitzer (Fn . 6), S . 76 ff .,
349 f .
11) Rat/Kommission (Hrsg .), Vertrag •ber
die Europäische Union (1992), S . 146 . Die
j•ngste Antwort der Kommission auf die An-
frage Nr. 1079/92 (ABI . 1992, Nr C 317, S .
41) ist diesbez•glich kein Gegenargument,
da sie ja nur auf die Ausnahmebestim-
mung des Art . 6 Abs. 4 Kapitalverkehr-RL
abstellt und zum Wohnsitzerfordernis nur
ein - allerdings mehr als mi…verständlich
formuliertes (!) - obiter dictum" enthält .

Schriftlichen Anfragen Nr, 529/87 (ABI,
1988, Nr. C 61, S . 13) und Nr, 82/88 (ABI .
1989, Nr. C 157, S . 3) .
5) Hummer/Schweitzer (Fn . 4), S . 172; Hum-
mer, W.-Schweitzer, M ., Raumordnung und
Bodenrecht in Europa (1992), S . 315 .
6) Hummer/Schweitzer (Fn . 4), S . 154 f-
196; Hummer/Schweitzer (Fn . 6), S. 311,
325, 327 .
7) Vgl . Loibl, G . Generelles EG-Aufenthalts-
recht, in : economy 4/91, S, 86 ff., 89 . Hof-
meister, G Das Liegenschaftsrecht im Zei-
chen der Annäherung ‚sterreichs an die
EG, in : NZ 1991, S, 285; Weber, G . Feuer
am Dachgarten Europas, in : Agrarische
Rundschau 4/91 .
8) Das ist auch der Grund, warum die im-
mer wieder zitierte positive Anfragebeant-
wortung der Komission zur EG-Konformität
des dänischen Grundverkehrsmodells, die
vor dem Erla… der Kapitalverkehrs-RL er-
ging (Antwort vom 2 .2 1988 auf die Schrift-
liche Anfrage Nr. 1405/87, ABI 1988, Nr. C
127, S . 9), nicht einschlägig ist ; vgl. Hum-
mer/Schweitzer (Fn, 6), S . 346 .

12) 1315 Beilagen zu den StenProt NR, XVII GP

13) 372 Beilagen zu den StenProt NR, XVIII GP

14) 470 Beilagen zu den StenProt NR, XVIII GP



te eine limitierende Einflu•nahme
auf die nationalen regionalpoliti-
schen Instrumente . Die Anwendung
dieser Bestimmungen wurde im
Laufe der Zeit verfeinert; erst seit den
80er-Jahren wird eine äberpr‚fung
der Fƒrderungsgebiete nach ein-
heitlichen Kriterien durchgef‚hrt,

Mit der Einrichtung des Europ„i-
schen Fonds f‚r regionale Entwick-
lung (EFRA) schlug 1974 die Ge-
burtsstunde einer aktiven Regional-
politik der Gemeinschaft, Die Mittel
dieses Fonds wurden vorerst nach
einem Quotensystem auf die Mit-
gliedsstaaten aufgeteilt und dien-
ten zur Unterst‚tzung der von diesen
beabsichtigten regionalpolitischen
(Einzel-) Ma•nahmen, wobei es sich
vor allem um Infrastrukturinvestitio-
nen und um regionalpolitisch moti-
vierte Investitionsbeihilfen handelte .
Zunehmend wurde in weiterer Folge
die Gew„hrung von Gemein-
schaftsmitteln daran gebunden,
da• die zu fƒrdernden Ma•nahmen
in Regionalentwicklungsprogram-
me eingebunden wurden, die von
den einzelnen Mitgliedsstaaten zu
erstellen waren. Ab 1979 wurde ein
zunehmender Anteil der Fonds-Mit-
tel (zuerst 5 46, dann 20 %) aus der
Quotenzuteilung ausgenommen
und f‚r die Finanzierung eigener
Programme der Gemeinschaft be-
reitgestellt .

Durch die Einheitlichen Europ„i-
schen Akte wurde 1986 zur regional-
und sozialpolitischen Flankierung
des Binnenmarktes Art . 130 a in den
EWG-Vertrag eingef‚gt, der das Ziel
,den Abstand zwischen den Regio-
nen und den R‚ckstand der am we-
nigsten beg‚nstigten Gebiete zu
verringern" und die Strukturfonds im
Gemeinschaftsrecht verankert .

Zu diesen Strukturfonds gehƒren
neben dem bereits genannten Re-
gionalfonds (EFRA) auch der Euro-
p„ische Sozialfonds (ESF) und der
Europ„ische Ausrichtungs- und Ga-
rantiefonds f‚r die Landwirtschaft -
Abt, Ausrichtung (EAGFL-A) .

Die Struktur- und Regionalpolitik
wurde damit zu einem wesentli-
chen Anliegen der Gemeinschaft,
f‚r das 1993 bereits 25 % der Mittel
des Gemeinschaftshaushaltes auf-
gewendet werden sollen; dies ist
nach den Aufwendungen f‚r die
gemeinsame Agrarpolitik der zweit-
grƒ•te Posten .

Es bedurfte allerdings noch der
grundlegenden Reform der Struktur-
fonds im Jahre 1988, um deren Koor-
dinierung und das Zusammenwir-
ken mit anderen Finanzierungsin-
strumenten sicherzustellen und das
Instrumentarium der europ„ischen
Regionalpolitik somit in jene ziel-
und ergebnisorientierte Form zu
bringen, wie sie sich heute darstellt .
Wesentliche Grunds„tze dieser

Reform waren :
…

	

Die Konzentration des Einsat-
zes der Fondsmittel auf f‚nf
bzw. sechs Ziele, mit deutlicher
Schwerpunktsetzung bei der
Entwicklung von Regionen mit
Entwicklungsr‚ckstand ;
…

	

der äbergang von der Pro-
jekt- zur mehrj„hrigen Pro-
grammfƒrderung ;
… die Festlegung der Vorgangs-
weise bei der Aufstellung ge-
meinschaftlicher Fƒrderkonzep-
te und bei der Begleitung und
Bewertung der einzelnen Ma•-
nahmen;
…

	

die St„rkung der Partner-
schaft zwischen gemeinschaftli-
chen, nationalen, regionalen
und ƒrtlichen Institutionen bei
der Durchf‚hrung dieser Aufga-
ben ;
… die Erm„chtigung der Kom-
mission zur Einleitung eigener
Gemeinschaftsinitiativen .

Die EG-Regional-
politik heute
1 . äberblick

Die aktive Regionalpolitik der EG
besteht aus

…

	

den gemeinschaftlichen Fƒr-
derkonzepten zur Realisierung
der noch n„her darzustellenden
f‚nf bzw. sechs Ziele (Volumen
1989 bis 1993 : 845 Mrd .S .) und
…

	

Gemeinschaftsinitiativen zur
Verwirklichung eigener Zielvor-
stellungen der Kommission (Volu-
men 1989 bis 1993: ca. 80 Mrd . S .)

und wird grƒ•tenteils aus den Mit-
teln der drei Strukturfonds finanziert .

Als passives Element der Europ„i-
schen Regionalpolitik bestehen dar-
‚ber hinaus die Beihilfenregelun-
gen lt. Art . 92 ff des EWG-Vertrages,
die die Zul„ssigkeit von Investitions-
beihilfen zum Gegenstand haben .

2. Gemeinschaftliche
Fƒrderkonzepte

Die Mittel der drei Strukturfonds
werden in unterschiedlichem Ma•e
f‚r die Verwirklichung der folgenden
Ziele eingesetzt :

1) Entwicklung von Regionen mit
Entwicklungsr‚ckstand ;

2) Umstellung von Regionen, die
von r‚ckl„ufiger industrieller Ent-
wicklung betroffen sind ;

3) Bek„mpfung von Langzeitar-
beitslosigkeit ;

4) Erleichterung der Eingliede-
rung Jugendlicher in das Erwerbsle-
ben;

5 a) beschleunigte Anpassung
der Agrarstruktur

5 b) Entwicklung des l„ndlichen
Raumes.

Die Ziele 3 und 4 sind sogenannte
†horizontale Ziele" . Unter diesen Ti-
teln werden in der gesamten Ge-
meinschaft besonders die Berufs-
ausbildung und die Einstellung von
Langzeitarbeitslosen sowie die
Grund- und Berufsausbildung Ju-
gendlicher gefƒrdert .

Unter dem Ziel 5a werden flankie-
rende Ma•nahmen zur Wiederher-
stellung des agrarischen Markt-
gleichgewichtes, Ma•nahmen zur
Erneuerung und Anpassung der Pro-
duktionsstrukturen, Umweltschutz-
ma•nahmen und Einkommensst‚t-
zungen (f‚r benachteiligte Gebie-
te) mitfinanziert .

Fƒrderungen unter dem Titel der
Ziele 1, 2 und 5b kommen nur f‚r
nach vorgegebenen Kriterien abge-
grenzte Gebietseinheiten in Frage .

Eine besondere Rolle spielt dabei
die sogenannte NUTS-Gliederung 1) ,
mit der das gesamte Gebiet der Ge-
meinschaft auf drei Gebietsebenen
in statistisch vergleichbare †Regio-
nen" gegliedert wird . Auf ‡sterrei-
chische Verh„ltnisse ‚bertragen,
w‚rden Ostƒsterreich (B, N‡, W),
S‚dƒsterreich (K, ST) und Westƒster-
reich (O‡, S, T, V) die NUTS-I-Ebene
bilden, und die einzelnen Bundes-
l„nder w„ren NUTS-II-Gebiete. Die
Ebene NUTS-III w‚rde von politischen
Bezirken bzw. Zusammenfassungen
von Bezirken gebildet . F‚r Tirol w„ren
das Au•erfern (Bezirk Reutte), Inns-
bruck (Bezirk Innsbruck-Land und
-Stadt), Osttirol (Bezirk Lienz), das Ti-
roler Oberland (Bezirke Imst und
Landeck) und das Tiroler Unterland



(Bezirke Kitzbähel, Kufstein und
Schwaz) als NUTS-III-Gebiete vorge-
sehen .

Als Ziel-1 -Regionen (Entwicklungs-
räckstand) gelten NUTS-II-Gebiete,
deren Bruttoinlandsprodukt (BIP) je
Einwohner unter 75 % des EG-Durch-
schnittes liegt . Es sind dies vor allem
Portugal, gro‚e Teile Spaniens, Korsi-
ka, Säditalien, Griechenland, Irland
und Nordirland . Sie umfassen der-
zeit 36 % der Flƒche und 21 % der
Bev•lkerung der Gemeinschaft . Es
ist damit zu rechnen, da‚ die neuen
Deutschen Bundeslƒnder und Ost-
berlin als weitere Ziel-]-Gebiete auf-
genommen werden .

Ziel-2-Gebiete (Industrieregionen
mit räcklƒufiger Entwicklung) wer-
den im wesentlichen auf der Ebene
NUTS-111 abgegrenzt, wobei eine
äberdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote, ein äberdurchschnittlicher
Anteil der Industriebeschƒftigten
und ein Räckgang der Industriebe-
schƒftigten die Hauptkriterien sind .
Diese Ziel-2-Gebiete umfassen der-
zeit knapp 16 % der Bev•lkerung der
Gemeinschaft .

Die „weichsten" rƒumlichen und
sachlichen Abgrenzungskriterien
gelten fär Ziel-5b-Gebiete (lƒndli-
che Gebiete). Als rƒumliche Bezugs-
gr•‚e kommen die NUTS-III-Ebene
und - mit entsprechender Begrän-
dung - auch kleinere Regionen in
Frage. Zu den sachlichen Hauptkri-
terien (hoher Anteil der in der Land-
wirtschaft Beschƒftigten, niedriges
Agrareinkommen, niedriges BIP je
Einwohner) kommt eine Reihe von
Zusatzkriterien, soda‚ die Bedingun-
gen fär die Aufnahme in ein Ziel-5b-
Gebiet noch am leichtesten zu er-
fällen sind . Unter den aufgrund der
Kriterien grundsƒtzlich geeigneten
Gebieten erfolgt allerdings eine be-
trƒchtliche Selektion, da die EG in
Summe nur akzeptiert, da‚ max . 10 %
der Bev•lkerung eines Staates auf
Ziel-5b-Gebiete entfallen . Derzeit
umfassen die Ziel-5b-Gebiete rund
17 % der Flƒche der Gemeinschaft
und etwa 5 % der Bev•lkerung .

Die zur Verwirklichung der ge-
nannten Ziele eingesetzten Struktur-
fonds-Mittel werden nach dem
Schweregrad der regionalen Proble-
me, der Finanzkraft der Mitglieds-
staaten, dem Gemeinschaftsinter-
esse und dem jeweiligen regionalen
Interesse differenziert. Insgesamt er-

folgt eine starke Konzentration des
Mitteleinsatzes auf Ziel-l-Gebiete :
Knapp zwei Drittel der Mittel der
Strukturfonds zusammengenom-
men bzw. sogar 80 % der Mittel des
Regionalfonds (EFRE) sollen 1993 da-
fär verwendet werden (siehe Tabel-
le) .

Verteilung der Strukturfondsmittel auf die Ziele

Ziel Nr.

2
3,4
5a
5b
Sonstiges

Summe
1) Verpflich ungsermachtigungen

1989-1993
in Mrd . •S

529

91
110
51
41

23

845

Aufbau der
Plƒne.

4 T "l1 :

Sozio-•konomische Analyse der
Region bzw. des_ Gebietes, des
Sektors oder der betreffenden
Probleme

Teil 2 :
Entwicklungsstrategie, gewƒhl-
te Verfahren, eingesetzte Mittel,
nationale und regionale Finanzie-
rungen, bereits lauf endeGemein-
schaftsma‚nahmen

…

	

Teil 3 :
Zu finanzierende F•rderschwer-
punkte

…

	

Teil 4 :
Beantragte Gemeinschaftsmit-
tel (Vorausschƒtzung), aufge-
schlässelt nach Strukturinstru-
menten (Fonds, EIB und sonstige
Instrumente) .

Durch diese Schwerpunktsetzung
werden in den entwicklungsschwa-
chen Ziel-l-Regionen fählbare Gr•-
‚enordnungen erreicht, der Mittel-
transfer durch die Strukturfonds soll
dort 1993 ca . 1,2 % des BIP ausma-
chen . In den Mitgliedsstaaten mit
vorwiegend Ziel-2- und 5b-Regio-

Strukturfonds 1)

1993
in Mrd. •S

133
22
26
10
13
6

210

1993
in

63
10
12
5
6
3

100

Quelle : Kommission der EG (1991 d)

nen sowie Interventionen zu Gun-
sten der Ziele 3 und 4 fallen die
Strukturfonds demgegenäber mit
unter 1 Promille des BIP entschei-
dend weniger ins Gewicht .

Die F•rderung aller Zielkategorien
durch die Strukturfonds erfolgt aus-
schlie‚lich im Rahmen einer mehr-
jƒhrigen Programmplanung, die
sich in drei Phasen vollzieht :

…

	

Erstellung von Regionalent-
wicklungsplƒnen durch die Mit-
gliedsstaaten (siehe Kasten);
…

	

Beschlu‚ gemeinschaftlicher
F•rderkonzepte durch die EG-
Kommission ;
*Abwicklung in Form operatio-
neller Programme, einschlie‚-
lich Programmbegleitung und
-bewertung
F•rderungen aus den Struktur-

fonds werden generell nur bis zu ei-
nem bestimmten Prozentsatz der
Kosten der entsprechenden Ma‚-
nahmen gewƒhrt, wobei wiederum
in Ziel-l-Gebieten deutlich h•here
Sƒtze zur Anwendung kommen . In
jedem Fall ist im Rahmen einer Pro-
grammf•rderung unter Beteiligung
der EG-Strukturfonds ein ma‚-
geblicher Teil der Mittel durch den
jeweiligen Mitgliedsstaat und des-
sen regionale Gliederungen sowie
zutreffendenfalls durch die privaten
Investoren aufzubringen (Grundsatz
der ,Zusƒtzlichkeit") .



Die Art der im Rahmen von ge-
meinschaftlichen F•rderkonzepten
zu unterstätzenden Vorhaben rich-
tet sich nach dem jeweiligen Pro-
blemgebietstyp, wobei durch das
Zusammenwirken der drei Struktur-
fonds von der Investitionsf•rderung
im industriell-gewerblichen und im
touristischen Bereich, äber die Er-
richtung bzw. Modernisierung wirt-
schaftsnaher Infrastrukturen, die Un-
terstätzung von Umweltschutzinve-
stitionen und naturerhaltenden
Ma‚nahmen, die F•rderung von
betrieblichen und infrastrukturellen
Investitionen in der Land- und Forst-
wirtschaft bis hin zu Bildungs- und
Beratungsma‚nahmen ein "ma‚-
geschneidertes" F•rderungspaket
zusammengestellt werden kann .

3. Gemeinschaftsinitiativen
der EG-Kommission

ƒber die gemeinschaftlichen F•r-
derkonzepte hinaus kann die EG-
Kommission eigene Gemeinschafts-
initiativen durchfähren, um

„

	

zur L•sung schwerwiegender
Probleme beizutragen, die sich
unmittelbar aus der Verwirkli-
chung anderer Gemeinschafts-
politiken ergeben ;
„ die regionale Durchfährung
von Gemeinschaftspolitiken zu
f•rdern;
„

	

zur L•sung gemeinsamer Pro-
bleme bestimmter Regionsty-
pen beizutragen .
Gemeinschaftsinitiativen sind al-

so l…nderäbergreifende Program-
me, an deren Vorbereitung und
Durchfährung wiederum die einzel-
staatlichen Stellen beteiligt sind . Fär
die einzelnen Regionen sind eben-
falls konkrete Programme (ver-
gleichbarjenen färdie Ziel-Gebiete)
zu erstellen .
Gemeinschaftsinitiativen k•nnen
kumulativ und auch in Verbindung
mit der F•rderung von Zielgebieten
eingesetzt werden .

Derzeit bestehen 16 derartige Ge-
meinschaftsinitiativen . Von denjeni-
gen, die sich auf spezielle Regionen
beziehen, sind aus Tiroler Sicht IN-
TERREG und LEADER von besonde-
rem Interesse .

LEADER ist ein Initiativprogramm
zur F•rderung der l…ndlichen Ent-
wicklung, das darauf abzielt, das lo-
kale Potential im l…ndlichen Raum

zu aktivieren . Es soll auch den Ein-
satz der neuen Kommunikation-
stechnologien f•rdern . Der Einsatz
dieser Mittel ist auf Gebiete nach
Ziel 1 und 5b beschr…nkt,

INTERREG soll die Zusammenar-
beit der Gebiete an den Grenzen
f•rdern, um - an den EG-Binnen-
grenzen - die Vorteile des Binnen-
marktes auch in Grenzregionen
wirksam werden zu lassen und um -
an den EG-Au‚engrenzen - die Iso-
lierung in Randlagen zu äberwin-
den .

An den Binnengrenzen soll die In-
itiative die Einrichtung und den Aus-
bau von grenzäbergreifenden Ko-
operationsnetzen zwischen privaten
Organisationen und •ffentlichen
Stellen einschlie‚lich der Schaffung
gemeinsamer institutioneller und
administrativer Strukturen fär eine
m•glichst gemeinsame Planung
und Durchfährung der Programme
f•rdern .

Bei allen Grenzregionen wird eine
enge Zusammenarbeit mit den re-
gionalen und lokalen Gebietsk•r-
perschaften in Absprache mit den
nationalen Beh•rden als ein Mittel
zur Beteiligung der •rtlichen Bev•l-
kerung gef•rdert .

INTERREG ist bisher mit 1,2 Mrd .S .
die h•chstdotierte Gemeinschafts-
initiative; sie kommt vorrangig in
Ziel-] -Regionen, aber auch in Ziel-2-
und 5b-Regionen sowie mit Ein-
schr…nkungen in anderen Regionen
an Binnen- und Au‚engrenzen zum
Einsatz .

4. Beihilfenregelung
des EG-Wettbewerbsrechtes

Anders als die Teilnahme †ster-
reichs an den dargestellten ‡akti-
ven" regionalpolitischen Ma‚nah-
men der EG, h…ngt die Unterwer-
fung unter das Wettbewerbsrecht
der Gemeinschaft nicht vom †ster-
reichischen EG-Beitritt ab, sondern
wird bereits mit Inkrafttreten des
EWR-wirksam .

Grunds…tzlich sind lt . Art. 61 des
EWR-Vertrages (gleichlautend wie
Art. 92 des EWG-Vertrages) wettbe-
werbsverf…lschende, den Handel
zwischen den Vertragsparteien be-
eintr…chtigende staatliche Beihilfen
unzul…ssig . Unter den in weiterer Fol-
ge ausdräcklich fär zul…ssig erkl…r-
ten Beihilfen sind auch solche zum

I
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Abbau regionaler Entwicklungsun-
terschiede genannt .

Derartige regionalwirtschaftlich
begrändete Beihilfen därfen aller-
dings nur in nach festgelegten Krite-
rien abgegrenzten Gebieten ge-
w…hrt werden und sind ihrer H•he
nach entsprechend dem Grad der
Benachteiligung dieser Gebiete ab-
zustufen .

Der Vorschlag fär die Abgrenzung
dieser nationalen Regionalf•rde-
rungsgebiete und fär die Festlegung
der F•rderungsobergrenzen ist den
EWR- bzw. EG-Beh•rden zur Notifizie-
rung vorzulegen . Ebenso besteht ei-
ne j…hrliche Berichterstattungs-
pflicht äber die Abwicklung beste-
hender F•rderungsaktionen und
eine Notifizierungspflicht fär neue
Beihilfen und fär F•rderungsf…lle au-
‚ergew•hnlichen Ausma‚es .

Wie wird sich die
EG-Regionalpolitik
weiterentwickeln?

Die derzeitigen Erm…chtigungen
fär die Vergabe von Strukturfonds-
Mitteln laufen Ende 1993 aus . Die
EG-Kommission hat daher Vorschl…-
ge fär den Einsatz der Strukturfonds
fär die Periode 1994 bis 1999 vorge-
legt, die - unter Beibehaltung der
Grundprinzipien der Reform von
1988 (Konzentration, Programmpla-
nung, Partnerschaft, Zus…tzlichkeit) -
die als notwendig erachteten Ver-
besserungen und Weichenstellung
fär die kommenden sechs Jahre be-
inhalten .

Ein besonderes Schwergewicht
soll auf die Vereinfachung und
transparentere Gestaltung des Ver-
fahrens, auf ein strengeres Begleit-
und Kontrollverfahren und auf eine
weitere Verbesserung der Koordina-
tion der Strukturfonds untereinander
sowie mit anderen Finanzierungsin-
strumenten gelegt werden .

Die Laufzeit der F•rderungspro-
gramme soll harmonisiert werden
und je nach notwendiger Flexibilit…t
drei oder sechs Jahre betragen .

Hinsichtlich der Ziele 1, 2 und 5b
wird es voraussichtlich weder be-
zäglich der Abgrenzungskriterien fär
die betreffenden Gebiete noch be-
zäglich der inhaltlichen Ausrichtung
grundlegende ˆnderungen geben .
Allerdings soll die Konzentration des



Mitteleinsatzes auf Ziel-l-Gebiete
weiter verstärkt werden, wobei je-
doch auch f‚r die anderen Ziele die
Mittel bis 1999 um 40 % aufgestockt
werden sollen .

Die Ziele 3 und 4 sollen hingegen
im Lichte der gewonnenen Erfah-
rungen und neuer Entwicklungen
weitgehend neu auf die Entwick-
lung des Humankapitals ausgerich-
tet werden . Bei Ziel 5a ist eine Kon-
zentration auf

ƒ

	

die Verbesserung der Effizienz
landwirtschaftlicher Betriebe ;
ƒ

	

Beihilfen f‚r Junglandwirte ;
ƒ

	

Ausgleichszulagen f‚r Berg-
gebiete und benachteiligte
Gebiete sowie
ƒ Beihilfen f‚r die Vermarktung
und Verarbeitung von Agrarer-
zeugnissen

vorgesehen .
Die Zahl der Gemeinschaftsinitia-

tiven soll reduziert und ihre zeitliche
Abfolge mit den Ziel-Programmen
harmonisiert werden .

„ber diese sich konkret abzeich-
nenden Anpassungen des Struktur-
fonds hinaus erhebt sich die Frage,
wie weit eine zuk‚nftige Regional-

1
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Grenzen Politischer Bezirk
Grenzen NUTS III (mit Codes)
Grenzen NUTS II
Grenzen NUTS 1

politik der EG auch weitere Dimen-
sionen annehmen wird . Zu denken
ist etwa an die erkennbaren Bestre-
bungen der EG, auch die Raumord-
nung zu einem Gemeinschaftsan-
liegen zu machen und somit ‚ber
das F•rderungsinstrumentarium hin-
aus Einflu… auf räumliche Entwick-
lungen zu nehmen . Zu denken ist
aber auch an die aktuelle Frage,
wieviel Subsidiarität und regionale
Eigenständigkeit in der EG m•glich
sind und inwieweit diese Grundsät-
ze ‚ber die Regionalf•rderungen
hinaus - in denen sie ja ausdr‚cklich
verankert sind - a‚ch in anderen
raumbezogenen Gemeinschafts-
politiken konkrete Anwendung fin-
den werden . Die Behandlung dieser
sensiblen Themen ist in den kom-
menden Heften von RO-Info vorge-
sehen .

Konsequenzen f‚r die
†sterreichische und
Tiroler Regionalpolitik
†sterreich wird in den Beitrittsver-
handlungen mit der EG hinsichtlich

REGIONALE F†RDERUNGSGEBIETE
ZIELGEBIETE GEMASS EG-STRUKTURFONDS = NATIONALE REGIONALFORDERUNGSGEBIETE

Ergebnis der †sterreichischen Raumordnungskonferenz vom 25 . März 1993

1 Ziel 1

	

(3,47%)

Ziel 2 (13,06%)

	

Nationale Regionalf•rderungsgebiete

Ziel 5b (27,53%)

der Struktur- und Regionalpolitik
darauf zu achten haben, da… die
gemeinschaftlichen F•rderungsin-
strumente unserem Land im gr•…t-
m•glichen Umfang zu Gute kom-
men. Bereits im Zuge der Beitrittsver-
handlungen sollen daher die f‚r
eine F•rderung aus den EG-Struktur-
fonds in Betracht kommenden Ge-
biete festgelegt werden .

Dies nicht zuletzt auch, um den
zuständigen Stellen in †sterreich
ausreichend Zeit zu geben, bis zum
Zeitpunkt des Beitritts die erforderli-
chen Programme und Konzepte zu
erarbeiten und damit die Vorausset-
zungen zu schaffen, da… eine Teil-
nahme an der gemeinschaftlichen
Regionalpolitik tatsächlich ab dem
Beitrittszeitpunkt m•glich ist .

Die †sterreichische Raumord-
nungskonferenz (†ROK) hat auf
Grundlage der von der EG vorgege-
benen Abgrenzungskriterien einen
entsprechenden Vorschlag erarbei-
tet und am 25 .3.1993 als gemeinsa-
me Position der Länder und des
Bundes beschlossen .
Aufgrund der anzuwendenden

Kriterien kommt f‚r Tirol ausschlie…-



lich die Festlegung von Ziel-5b-
Gebieten in Frage . Laut •ROK-Be-
schluä werden in unserem Bundes-
land die Bezirke Lienz, Imst (zuz‚g-
lich der Gemeinde Wildermieming),
Landeck und Reutte, die Kleinregio-
nen Sellrain, Wipptal und Pillersee
sowie die Gemeinden Steinberg am
Rofan, Brandenberg, Thiersee, Alp-
bach und Wildschƒnau als Ziel-5b-
Gebiete beantragt .

Wenngleich bei der gesamtƒster-
reichischen Erarbeitung der Ziel 1-,
2- und 5b-Gebiete auf Einhaltung
der vorgegebenen Abgrenzungskri-
terien geachtet wurde, ist insge-
samt - speziell bei den Ziel-5b-Ge-
bieten - dennoch eine Gebietskulis-
se zustande gekommen, die nach
dem Fl„chen- und Bevƒlkerungsan-
teil das von der EG bisher akzeptier-
te Ausmaä deutlich ‚bersteigt . Hie-
bei ist allerdings die spezifische na-
turr„umliche Situation •sterreichs
und insbesondere die Kleinteiligkeit
und besondere Problemsituation
der inneralpinen Gebiete ins Kalk‚l
zu ziehen .

Es bleibt abzuwarten, inwieweit
diese Argumentation seitens der EG
akzeptiert wird, bzw. inwieweit mit
letzter Konsequenz Abstriche von
der beantragten Gebietskulisse hin-
zunehmen sein werden .

Von entscheidender Bedeutung
ist es, f‚r die als Ziel-Gebiete aner-
kannten Regionen zeitgerecht die
entsprechenden regionalwirtschaft-
lichen Konzepte als Grundlage f‚r
die Erstellung gemeinschaftlicher
operationeller Fƒrderprogramme zu
erarbeiten .

Da es hiebei neben inhaltlichen
Fragen auch um eine sachgerechte
Kooperation der innerƒsterreichi-
schen Tr„ger der Regionalpolitik
geht, hat es sinnvollerweise wieder-
um die •ROK ‚bernommen, am
Beispiel typischer Testgebiete Muster
derartiger regionalwirtschaftlicher
Konzepte ausarbeiten zu lassen, wo-
bei als Ziel-5b-Gebiete Osttirol und
Oberk„rnten ausgew„hlt wurden .

Diese Arbeiten werden von der
•AR-Regionalberatungsges.m .b.H .
in Zusammenarbeit mit den zust„n-
digen Landesdienststellen durchge-
f‚hrt, das Ergebnis soll noch im heu-
rigen Sommer vorliegen .

Zugleich ist die •ROK bestrebt,
Vorschl„ge f‚r die administrativen
Strukturen und f‚r die Form der Zu-

sammenarbeit zwischen Regions-,
Landes- und Bundesinstanzen zu er-
arbeiten, die nach Abschluä der Pi-
lotprojektphase eine sachgerechte,
koordinierte, kooperative und ƒko-
nomische Erarbeitung der weiteren
Konzepte ermƒglichen sollen .
Vergleichbare Konzepte werden

jedenfalls auch f‚r jene Gemein-
schaftsinitiativen auszuarbeiten
sein, an denen •sterreich teilneh-
men mƒchte . Tirol betreffend ist hier
insbesondere das INTERREG-Pro-
gramm von Interesse, wobei es dies-
bez‚glich bereits Koordinierungsge-
spr„che mit dem Amt der S‚dtiroler
Landesregierung gegeben hat, Mit
Bayern werden entsprechende Kon-
takte aufzunehmen sein .

Bez‚glich der Beihilfenregelung
nach dem EWG/EWR-Wettbewerbs-
recht wurde bei der oben erw„hn-
ten •ROK-Sitzung beschlossen, daä
die beantragten Ziel 1, 2 und 5b-
Gebiete deckungsgleich auch als
nationale Regionalfƒrderungsge-
biete anerkannt werden sollen .
Auch hier bleibt abzuwarten, ob die
Notifizierung dieser Gebietsw‚nsche
in vollem Umfang erfolgen wird .

Bez‚glich der Festlegung der zu-
l„ssigen Fƒrderobergrenzen wird der-
zeit vom zust„ndigen •ROK-Unter-
ausschuä ein Vorschlag erarbeitet .

Die …berpr‚fung bestehender Fƒr-
derungsaktionen des Bundes und
des Landes im Hinblick auf ihre Ver-
tr„glichkeit mit den EG/EWR-Wett-
bewerbsregeln wurde durchgef‚hrt ;
erforderliche Modifikationen und
Anpassungen werden zeitgerecht
vorgenommen .

	

†
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1) NUTS = Nomenclature des units territo-
riales statistiques

1 . Ausgangssituation :

Tirol hatte als erstes Bundesland
ein Verkehrskonzept, es wurde 1985
bearbeitet und im ersten Halbjahr
1986 von der Landesregierung und
dem Landtag beschlossen .
Das Hauptaugenmerk lag da-

mals bei den Verkehrstr„gern Straäe
und Schiene, Schwerpunkt in der
Bearbeitung bildeten der Transitver-
kehr und der ƒffentliche Personen-
nahverkehr.

Seither hat sich einiges ver„ndert,
sodaä es notwendig ist, ein neues
Verkehrskonzept zu erarbeiten . Es
gilt beispielsweise die ver„nderten
Wertvorstellungen, die neuen Rah-
menbedingungen f‚r die Verkehrs-
abwicklung, das in den letzten Jah-
ren gestiegene Verkehrsaufkommen
und nicht zuletzt neue Probleme im
Verkehrsbereich in das Landeskon-
zept einzubeziehen .

2. Schwerpunkte
des neuen
Verkehrskonzeptes :

Um es vorweg klar zu stellen : Ein
neues Verkehrskonzept bedeutet
nicht, daä das alte Konzept falsch
war oder zur G„nze unbrauchbar
geworden w„re . Es soll aber deutlich
machen, daä mehr als nur eine Fort-
schreibung des Verkehrskonzeptes
1986 vorgesehen ist . Das neue Ver-
kehrskonzept baut sicher auf dem
alten Konzept auf, weiterhin G‚lti-
ges kann und wird ‚bernommen
werden .

An einigen Beispielen soll gezeigt
werden, daä heute im Bereich des
Verkehrs Probleme vorliegen, die vor
5 - 10 Jahren noch nicht bestanden
haben :

‡

	

•sterreich steht vor einer en-
geren Bindung zu Europa . Das
bedeutet nicht nur, daä mit
dem EWR und einer wie immer
gearteten Ann„herung an die
EG die Grenzen offener werden
und damit mehr Verkehr in un-
ser Land kommt, es wird auch
mehr Verkehr aus unserem
Land hinausgehen; insgesamt
wird der Verkehr damit zus„tz-
lich anwachsen .
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daƒ der Verkehr immer mit dem
zweckm‚ƒigsten Verkehrsmittel
durchgef•hrt wird, also kurze Perso-
nenfahrten durch Fuƒ- oder Radwe-
ge ersetzen, weitr‚umige G•ter-
transporte von der Straƒe auf die
Schiene verlagern usw. Auch dieses
Ziel wird bei der Umsetzung Schwie-
rigkeiten mit sich bringen .
Verkehrsverbesserung bedeutet,

daƒ die Technik in allen Bereichen
des Verkehrs gefordert ist, Verbesse-
rungen zu bewirken . Dies gilt f•r ver-
brauchs‚rmere und damit auch
schadstoff‚rmere Kraftfahrzeuge
ebenso wie f•r leistungsf‚hige und
komfortable Nahverkehrssysteme .
Hier d•rften Verbesserungen voraus-
sichtlich am leichtesten erzielbar
sein, wenn auch von seiten des Lan-
des hier nur in Teilbereichen wirksam
eingegriffen werden kann .

Das neue Verkehrskonzept f•r Tirol
soll also hier ansetzen . Es soll damit
ein Ordnungsrahmen erarbeitet
werden, der Regelungen und Maƒ-
nahmenvorschl‚ge enth‚lt f•r eine
m„glichst menschen- und umwelt-
vertr‚gliche Verkehrsabwicklung .

3. Vorgesehene
Arbeitsweise:

Das erste Verkehrskonzept beruh-
te auf einem reinen Amtsentwurf,
d .h . es wurde innerhalb des Amtes
der Tiroler Landesregierung ge-
schrieben und dann in die politi-
sche Diskussion gebracht . Nur Ein-
zelprobleme wurden •ber gezielte
Auftr‚ge an Gutachter vergeben .

F•r das neue Verkehrskonzept
wird auch hier eine andere Vor-
gangsweise gew‚hlt . Die Grund-
•berlegung beruht darauf, dieses
Konzept auf m„glichst breiter Basis
entstehen zu lassen, d .h . es wird ver-
sucht, m„glichst alle betroffenen
Gruppierungen in die Erarbeitung
miteinzubeziehen .

Dazu wurden vier Arbeitsaus-
sch•sse (AA) geschaffen, und zwar :

AA 1 - Grundlagen und Leitbild
AA 2 - Verkehr und Tourismus
AA 3 - Verkehr und Umfeld
AA 4 - Elemente des Verkehrssy-

stems .
Die betroffenen Institutionen (z .B .

Verkehrstr‚ger, Interessensvertreter,

Ein neues Verkehrs-
konzept f•r Tirol

ä

	

Europa hat sich ver‚ndert,
die politischen Umgestaltungen
im Osten, die Einf•hrung der
Marktwirtschaft in diesen L‚n-
dern, die durchl‚ssigeren Gren-
zen auch in diesem Bereich,
dies alles wird auch Auswirkun-
gen auf den Verkehr haben .
F•r Tirol bzw. f•r den weitr‚umi-
gen Verkehr durch unser Land
ist sicher von besonderer Be-
deutung, daƒ die ehemalige
DDR heute Teil der Bundesrepu-
blik Deutschland ist; diese L‚n-
der werden sich rasch wirt-
schaftlich stark entwickeln, Ex-
porte in Richtung Italien
werden nahezu zwangsl‚ufig
Tirol ber•hren .
ä

	

Aber auch wir selbst werden
in Zukunft voraussichtlich noch
mehr Verkehr erzeugen; die
weitere Steigerung unseres Le-
bensstandards, ein noch gr„ƒe-
rer wirtschaftlicher Wohlstand,
k•rzere Arbeitszeiten, d .h . also
mehr Freizeit, dies alles bewirkt
letztlich auch mehr Verkehr.
ä

	

Dabei haben die Verkehrs-
entwicklungen der letzten Jah-
re und Jahrzehnte bereits eini-
ge unserer Verkehrsinfrastruktu-
ren an den Rand ihrer
Kapazit‚ts- bzw. Leistungsf‚hig-
keitsgrenzen gebracht oder
aber die Belastungen aus dem
Verkehr so stark anwachsen las-
sen, daƒ das Maƒ des Ertr‚gli-
chen bereits erreicht, manch-
mal sogar bereits •berschritten
wurde .
ä Ein besonderes, nahezu Tirol-
spezifisches Problem stellt der
Verkehr in bzw. zu den Touris-
muszentren dar. Der Fremden-
verkehr verzeichnet jedes Jahr
Zuwachsraten, zwangsl‚ufig ist
damit aber auch wieder mehr
Verkehr verbunden . Beispiele

Karl Ott

daf•r sind die Wochenendstaus
im Sommer und Winter am
Fernpaƒ, im Zillertal oder im Be-
reich der Loferer Straƒe zwi-
schen St, Johann und W„rgl .
ä

	

Oder der Raum Innsbruck :
Die allgemeine Verkehrszunah-
me veranlaƒte die Landes-
hauptstadt, ein Verkehrsberuhi-
gungskonzept auszuarbeiten,
die Umsetzung ist derzeit im
Gang . F•r die Bev„lkerung der
Landeshauptstadt, aber auch
f•r das Umland erfordert dies
eine wesentliche Ver‚nderung
der Verkehrsgewohnheiten, der
„ffentliche Verkehr, aber auch
Fuƒg‚nger und Radfahrer wer-
den den motorisierten Indivi-
dualverkehr zumindest teilweise
ersetzen m•ssen .
All diese Umst‚nde werden bewir-

ken, daƒ sp•rbare Ver‚nderungen
in der Verkehrsabwicklung eintreten
werden, die Verkehrsaufteilung zwi-
schen den einzelnen Verkehrstr‚-
gern wird eine andere werden, das
Angebot des „ffentlichen Verkehrs
wird verst‚rkt werden m•ssen, auch
zus‚tzliche Verkehrsinfrastrukturen
werden erforderlich werden (z.B .
neue/zus‚tzliche Schienenwege,
Straƒen- Ortsumfahrungen) . Viel we-
sentlicher und notwendiger ist je-
doch ein allgemeines Umdenken
im Verkehr. Die Verkehrsplanung
spricht heute von den 3V, die f•r Ver-
meiden, Verlagern und Verbessern
stehen .
Verkehrsvermeidung muƒ das er-

ste Ziel sein, die Umsetzung ist aller-
dings hier am schwierigsten . Letzt-
lich bedeutet dies eine …nderung
im Wirtschaftsablauf (Abgehen von
der arbeitsteiligen Wirtschaft und
den Produktionskonzentrationen so-
wie einen Verzicht auf Mobilit‚t je-
des einzelnen B•rgers) .

Verkehrsverlagerung

	

bedeutet,



Kammern), Vertreter der ber•hrten
Abteilungen des Amtes der Tiroler
Landesregierung (z.B. Raumord-
nung, Umweltschutz, Forstverwal-
tung, Verkehrsrecht) und Experten
(z.B . Universitätsprofessoren) wirken
in diesen Arbeitsaussch•ssen zu-
sammen .

Um diese relativ arbeitsaufwendi-
ge Konzepterstellung in einer ver-
n•nftigen Zeit bewältigen zu k‚n-
nen, wurde eine Projektorganisation
geschaffen, die neben der amtsin-
ternen Projektleitung eine externe
Projektkoordination vorsieht - siehe
Abbildung .

Das externe Bearbeiterteam be-
steht aus zwei Zivilingenieuren, Herrn
Dipl .-Ing . Fritz RUDIG, Reutte und
Herrn Dipl .-Ing . Dr. Helmut STICKLER,
Innsbruck; beide Herren sind seit
dem Beginn ihrer Arbeitstätigkeit
mit Fragen der Verkehrsplanung be-
faƒt. Die interne Projektleitung liegt
bei der Abteilung VIb4 - Gesamtver-
kehrsplanung .
Während der Konzepterstellung

ist vorgesehen, die Diskussion auch
auf die Bezirks- und Gemeindeebe-
ne zu tragen . Die Gemeinden wer-
den derzeit •ber einen Fragebogen,
den neben dem B•rgermeister bzw.
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der Gemeindeverwaltung auch je-
weils alle in den Gemeinderäten
vertretenen politischen Gruppierun-
gen erhalten, zu einzelnen Proble-
men des Verkehrs in Tirol befragt .
Zwischenergebnisse, beispielsweise
die Erkenntnisse aus den Gemein-
defrageb‚gen sollen dann bezirks-
weise diskutiert werden .

Letztlich ist geplant, wesentliche
Fragen, Teiluntersuchungen, aber
auch den Konzeptentwurf in einer
begleitenden Schriftenreihe zu ver-
‚ffentlichen und einem m‚glichst
breiten Interessiertenkreis zur Verf•-
gung zu stellen .

4. Terminplan :
Das neue Verkehrskonzept soll in-

nerhalb eines Zeitraumes von zwei
Jahren erstellt werden. Nach der
offiziellen Startveranstaltung am 16 .
Dezember 1992 haben die Arbeits-
gruppen ihre Tätigkeit im Jännerd .J .
aufgenommen, mit der Konzeptfer-
tigstellung kann daher Ende 1994
gerechnet werden .

Derzeit wird in erster Linie an den
verkehrspolitischen Leitlinien gear-
beitet. Ein Entwurf daf•r wird etwa
im Juni d .J . verf•gbar sein, vor dem
Sommer soll damit eine erste Diskus-
sionsrunde auf Ebene der Bezirke,
voraussichtlich unter Einbeziehung
der Gemeinden bzw. der regionalen
Raumordnungsorgane abgehalten
werden .

Parallel dazu wird derzeit auch an
einer umfassenden Verkehrsanalyse
gearbeitet. Die behandelten The-
men und Sachfragen ergaben sich
u.a. aus einer Abfrage bei allen Mit-
wirkenden •ber die Anforderungen
an das Tiroler Verkehrskonzept aus
der Sicht der einzelnen Institution
bzw. Verwaltungsabteilung . Die Aus-
wertung dieser einzelnen Anforde-
rungsprofile erbrachte eine Reihe
von Sachfragen, die nun in die Kon-
zepterstellung einbezogen werden .

5. Ausblick :
F•r die Erstellung des neuen Tiroler

Verkehrskonzeptes wurde also ein
sehr anspruchsvoller und aufwendi-
ger Arbeitsprozeƒ gewählt . Das Er-
gebnis muƒ ein Handlungsrahmen
sein, auf den sich innerhalb der



nächsten Jahre die anstehenden
verkehrspolitischen Entscheidungen
und die umzusetzenden Ma•nah-
men abst‚tzen kƒnnen .

Die Lƒsung von Verkehrsproble-
men unter Ber‚cksichtigung der An-
forderungen aus dem Natur- und
Umweltschutz, der Wirtschaft und
des Tourismus, v.a . aber der betroffe-

Das Tiroler Lechtal
ist ein Kleinod
besonderer Art

Anders als der weitgehend ver-
baute und energiewirtschaftlich ge-
nutzte Mittel- und Unterlauf des
Lech in Bayern, stellen der auf Tiroler
und Vorarlberger Gebiet liegende
Oberlauf und sein Einzugsgebiet ei-
ne naturnahe Wildflu•landschaft
dar, die in ihrer Gro•räumigkeit an
der Nordabdachung der Alpen ein-
malig ist. Hier kƒnnen noch ur-
spr‚ngliche, nat‚rlich-dynamische
Veränderungen ablaufen und ist ei-
ne charakteristische Formen- und
Lebensvielfalt gegeben ; die ge-
wachsenen Siedlungsstrukturen
sind im wesentlichen gut in die
Landschaft eingegliedert . (siehe
Karte auf der nächsten Seite)

Das vielfältige Gesamtpotential

nen Bevƒlkerung, lä•t ein breites
Spektrum an Ma•nahmen f‚r mƒg-
lich erscheinen; ausschlaggebend
ist jeweils der Betrachtungsstand-
punkt . Das bedeutet jedoch auch,
da• f‚r ein und dasselbe Problem
grundsätzlich verschiedenste Lƒ-
sungsansätze gefunden werden
kƒnnen oder anders ausgedr‚ckt

Das regionale Pilotprojekt
Lech - Au•erfern :

Erhaltung, Pflege und
Entwicklung des Flu•- und
Kulturlandschaftsraumes

Franz Rauter, nach Unterlagen von Projektkoordinator Ottomar Lang

begr‚ndet einen Schutzanspruch
f‚r diese hochwertige alpine Natur-
und Kulturlandschaft, der allerdings
in Beziehung zu setzen ist zur Funk-
tion des Lechtales als Siedlungs-
und Wirtschaftsraum der dort leben-
den Bevƒlkerung .

Es ist daher ein grundlegendes
Anliegen, das nat‚rliche Gesamt-
potential des Lechtales gleicherma-
•en als Grundlage und Begrenzung
f‚r eine nachhaltige ressourcen-
und landschaftsgerechte Entwick-
lung dieses Raumes zu erfassen und
zu bewerten .

Gut Ding
braucht Weile
Auslƒsendes Moment f‚r die In-

angriffnahme des Pilotprojektes
Lech - Au•erfern war die Einsicht,
da• geplante flu•bauliche Ma•-
nahmen und energiewirtschaftliche

Zielkonflikte bei den einzelnen Lƒ-
sungsansätzen unvermeidbar sind .
Es wird daher letztlich immer wieder
ein Kompromi• gefunden werden
m‚ssen, der dann aber hoffentlich
von einer breiten Mehrheit getragen
werden kann .

	

„

Wasserkraftnutzung, aber auch Stra-
•enprojekte, Geschiebenutzungen
usw., verschiedenste flu•morpholo-
gische, landschafts- und gewässer-
ƒkologische, wasserwirtschaftliche
und gewässerpflegerische Proble-
me aufwerfen, zu deren Lƒsung um-
fassende Entscheidungsgrundla-
gen und eine vernetzte Gesamt-
schau erforderlich sind .
Vor diesem Hintergrund wurde

von den Teilnehmern einer vom …Ar-
beitskreis Lebensraum Lechtal' im
November 1987 organisierten Podi-
umsdiskussion, die unter dem Motto
…Flu•landschaft Lechtal - beneidet
oder todgeweiht' stand, einhellig
die Erstellung einer Studie bef‚rwor-
tet, die die ƒkologische Situation
des Tiroler Lechtales, Ma•nahmen
zur Erhaltung des naturnahen Flu•-
landschaftsraumes sowie umwelt-
verträgliche Nutzungsmƒglichkei-
ten f‚r die Lechtaler Bevƒlkerung
aufzeigen sollte. Auf Initiative des
Bundesministeriums f‚r Land- und
Forstwirtschaft wurden in weiterer
Folge die w‚nschenswerten Inhalte
einer derartigen Studie, methodi-
sche Fragen und finanzielle Aspekte
in verschiedenen Arbeitskreisen ein-
gehend diskutiert . Diese Bem‚hun-
gen m‚ndeten im Juli 1990 in eine
,Vereinbarung ‚ber die Zusammen-
arbeit", der die Republik †sterreich,
das Land Tirol, die Marktgemeinde
Reutte - Elektrizitätswerk Reutte, die
24 Gemeinden des Lechtales und
urspr‚nglich auch der Arbeitskreis
,Lebensraum Lechtal' beigetreten
sind. Diese Vereinbarung stellt die
formelle Grundlage f‚r eine interdis-
ziplinäre, praxisorientierte Ausarbei-
tung dieser Studie in partnerschaftli-
cher Zusammenarbeit zwischen
den Auftraggebern und unter Ein-
beziehung der Gemeinden des
Lechtales dar.



Vom Bundesministerium f„r Land-
und Forstwirtschaft, vom Elektrizit•ts-
werk Reutte und vom Land Tirol wur-
den im Dezember 1990 Mittel in H…-
he von 20 Mio .S. (sp•ter auf 21 Mio .S .
aufgestockt) zur Verf„gung gestellt .
Bis dahin wurden auch bei der Abt .
Ic des Amtes der Landesregierung
im Zuge des Aufbaues des Tiroler
Raumordnungsinformationssystemes
TIRIS die Voraussetzungen f„r die
ƒbernahme, Verarbeitung und Wei-
tergabe der im Zuge dieses Projek-
tes anfallenden grafischen Daten
geschaffen .

Die geforderte Praxisorientierung

PROJEKTTR†GER - AUFTRAGGEBER

LENKUNGSAUSSCHUSS

9 Vertreter der Auftraggeber
Vorsitz : Abt . Vlc

GESAMTKOORDINATION

ILU, Ottomar Lang

PARTNER

Bundes•mter Wien
Landes•mter

- BMLF Sekt . IV u . V : Bundesstraäenverwaltung
-Tiroler Landesregierung
Marktgemeinde Reutte/Elektrizit•tswerk
Lechtalgemeinden

der Studie, die Vermeidung von
Doppelbearbeitungen und von
Ausuferungen in Detailfragen sowie
die Koordinierung der einzelnen
Themenbereiche und deren Bear-
beiter machten eine weitgehende
inhaltliche Neustrukturierung der
Studie durch den ab J•nner 1991
t•tigen Koordinator Ottomar Lang
(Institut f„r Landschaftspflege und
Umweltschutz, Uster, Schweiz) not-
wendig, sodaä die Expertenauftr•-
ge f„r die Grundlagenarbeiten erst
im April 1992 vergeben werden
konnten. Seither sind die Arbeiten
planm•äig im Gange .

REGIONALES PILOTPROJEKT LECH -AUSSERFERN
Erhaltung, Pflege und Entwicklung des Fluss- und Kulturlandschaftsraumes

PROJEKTOR G ANIS A T I O N

Projekt- und Entscheidungstr•ger

EXPERTEN

Hochschulen/Institute
Zivilingenieure/‚kologen

PARTNERBEIRAT

15 Amtsvertreter
(BMLF u . Landes•mter)

EDV-KOORDINATION

AMTSINTERN
TIRIS-Zentrale

Abt . Ic
Landesplanung

EXTERN
GIS, Datenbanken

ILU
Ottomar Lang

PILOTPROJEK'
ƒBERSICHTSKAR

LEGENDE
r---1 1--1

\\

Landesgrenze
Bezirksgrenze
Gemeindegrenze
Gew•sser
Dauersiedlungsraum
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Ein umfassendes
Projekt braucht
klare Organisations-
strukturen

Um die Zusammenarbeit der Auf-
traggeber und die Verkn„pfung zwi-
schen der Studie und den f„r die
Realisierung von Maänahmen zu-
st•ndigen Stellen st•ndig zu ge-
w•hrleisten, wurden ein Lenkungs-
ausschuä und ein Partnerbeirat ein-
gerichtet, sodaä sich insgesamt die
in der Grafik dargestellte Organisa-
tionsstruktur ergibt .

Warth

Lech
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F LECHTALSTUDIE
TE PROJEKTGEBIET

Die Latte liegt hoch :
Umfassende inhalt-
liche Anspr‚che

Ausgehend von den grundlegen-
den Zielsetzungen der Bewahrung
und ressourcen- und landschaftsge-
rechten Entwicklung bzw. Nutzung
des Fluƒlandschaftsraumes des
Lachtales ergibt sich unter Ber‚ck-
sichtigung der vielf•ltigen Wirkungs-
zusammenh•nge ein ganzes B‚n-
del an Zielen, zu deren Erreichung
das Pilotprojekt beitragen soll :

1) Erhaltung und Verbesserung

der äkologischen Wertigkeit und
Schutz des Landschaftsbildes ;
2) Erhaltung und Verbesserung

der Funktionsf•higkeit des Fluƒsy-
stems einschlieƒlich seiner Zubrin-
ger;

3) langfristige Sicherung und z .T
Reaktivierung des zumindest in Tei-
labschnitten noch bestehenden
naturnahen Charakter des Fluƒ-
und Auensystems ;

4) Unterschutzstellung äkologisch
und landschaftlich wertvoller und
hervorragender Landschaften ;

5) Bewahrung und Wiederherstel-
lung der lebenserhaltenden Funktio-
nen der ober- und unterirdischen Ge-

Datenverarbeitung und Kartographie : Amt der Tiroler Landesregierung / Abt. Ic - Landesplanung Ato -
w•sser, vor allem Gew•hrleistung der
Trink- und Nutzwasserversorgung so-
wie Erreichung der Gew•sserg‚te II ;

6) Bewahrung und Sicherung des
Siedlungsraumes und der Infrastruk-
turen vor Naturgefahren ;

7) Sicherung und St•rkung der
Waldfl•chen bzw der Waldfunktio-
nen ;

8) Abstimmung der Entwicklungs-
und Nutzungsinteressen auf äkolo-
gische Erfordernisse, insbesondere
hinsichtlich Siedlungswasserwirt-
schaft, Land- und Forstwirtschaft,
Rohstoffsicherung und -abbau,
Siedlungsentwicklung, Gewerbe-
und Industrieansiedlungen und Er-



holungsnutzungen ;
9) Verbesserung der Wirtschafts-

struktur durch m•glichst ausgewo-
gene Entwicklung der einzelnen
Wirtschaftsbereiche;

10) Sicherstellung der Energiever-
sorgung unter Beräcksichtigung hei-
mischer erneuerbarer Energietr‚ger,
einer sparsamen und rationellen
Energieverwendung, geringen Um-
weltbeeintr‚chtigungen und Wirt-
schaftlichkeitsaspekten

Die Verwirklichung dieser Ziele er-
fordert die darauf ausgerichtete Er-
arbeitung von Konzepten und Pro-
jekten bzw Durchfährung von Maƒ-
nahmen, beispielsweise fär den
Schutzwasserbau, die Wildbach-
und Lawinenverbauung, die Ge-
w‚sserbetreuung, die Siedlungs-
wasserwirtschaft, die Rohstoffsiche-
rung und den Rohstoffabbau, die
Land- und Forstwirtschaft, die Ener-
gieversorgung, den Straƒenbau,
den Fremdenverkehr, die Abfallent-
sorgung und den Natur- und Land-
schaftsschutz

Eigentliche Aufgabe des Pilotpro-
jektes Lech - Auƒerfern ist es daher,
ausgehend von den vielschichti-
gen, vernetzten, teilweise auch wi-
dersprächlichen Zielen und in
Kenntnis der angestrebten prakti-
schen Ergebnisse in den verschiede-
nen Fachbereichen

])fundierte und nachvollziehba-
re Entscheidungsgrundlagen zu er-
stellen,

2) dabei in integraler Betrach-
tungsweise - jedoch in praxisorien-
tierter Priorit‚tensetzung - alle be-
deutsamen Aspekte einzubeziehen,

3) die beauftragten Experten und
Partner von Anfang an koordinie-
rend zusammenzufassen

4) und eine rationelle Mehrfach-
nutzung der gewonnenen Erkennt-
nisse sicherzustellen .
Dementsprechend liegt ein

Schwerpunkt des Projektes in der Er-
fassung des Istzustandes nach ziel-
orientierten Sachbereichsgruppen
(Phase 1) . In weiterer Folge ist daraus
eine Beurteilung des Istzustandes

vorzunehmen und sind grunds‚tz-
lich Folgerungen fär zukänftige Nut-
zungsanspräche und Entwicklun-
gen abzuleiten (Phase II) . Auf dieser
Grundlage ist dann die Erarbeitung
koordinierter Maƒnahmenprogram-
me fär die verschiedenen Nutzungs-
anspräche m•glich (Phase III) .

Es wurden bereits
wesentliche Ent-
scheidungsgrund-
lagen erarbeitet
Die 1992 vergebenen Experten-

auftr‚ge betreffen die Erarbeitung
von Entscheidungsgrundlagen im
Sinne der Phase 1 und wurden im
April/Mai 1993 abgeschlossen .

Nach Sachbereichsgruppen ge-
gliedert, liegen damit nun fundierte
Unterlagen (Karten, Pl‚ne, Ortho-
photos, textliche Erl‚uterungen) zu
folgenden Themen vor :

Basisdaten

„

	

Orthophotos 1 : 10.000 fär
das gesamte Planungsgebiet
und 1 : 1 .000 fär den Fluƒraum
des Lech als Grundlage fär die
lagegerechte Erfassung und
Darstellung konkreter fl‚chen-
bezogener Aussagen
„ Erfassung vorhandener …ber-
sichtsdaten (Maƒstab 1 : 20.000
bis 1 :75.000) im Tiroler Raumord-
nungs-Informationssystem TIRIS
„

	

…bernahme der im Zuge der
Auftragsarbeiten gewonnenen
fl‚chenbezogenen Grunddaten
in TIRIS, um deren Austausch
zwischen dem beauftragten Ex-
perten und in weiterer Folge
deren koordinierte Mehrfach-
nutzung zu erm•glichen

Vergleichende …bersicht
Flussraumstrukturen und Formen-
vielfalt Raum Weissenbach - Reut-
te; Verzweigungsstrecke natärlich -
dynamische Formen und Beispiel
einer harten Verbauungsstrecke
(Kanalisierung)



Nat•rliche Fluss-
bettformen des

alpinen Wildflus-
ses mit Uferero-

sionen, Umlage-
rungsstrecken,
Verzweigungen

und Auen im
Raum Stanzach .
Diese Inhalte be-
gr•nden den ho-

hen Wert des
Flusslandschafts-

raumes.

Fotos : Lang

Grundlagen zur unbelebten
landschaftsäkologischen
Situation

‚ Geologische, geotechnische
und hydrogeologische Gesamt-
situation ;
‚

	

geomorphologische Gesamt-
situation ;
‚

	

Wildbƒche, Geschiebesitua-
tion, Transportprozesse ;
‚

	

Flu„morphologie, Feststoff-
haushalt, flu„- und wasserbauli-
che Situation ;
‚

	

hydrologische und hydrauli-
sche Situation ;
‚ Grundwasser-, Siedlungswas-
serwirtschaft, Belastungen (die-
se Grunddaten wurden au„er-
halb der Studie erstellt und von
der Abt. Ilig zur Verf•gung ge-
stellt) .

Grundlagen zur belebten land-
schaftsäkologischen Situation

‚

	

Aktuelle Vegetation im Ge-
samteinzugsgebiet ;
‚ Biotopinventar Tiroler Lechtal
(diese Grundlagen wurden au-
„erhalb der Studie erstellt und
von der Abt. Umweltschutz zur
Verf•gung gestellt);

‚

	

limnologische und fischerei-
kundliche Untersuchungen ;
‚

	

Grundlagen •ber die Vogel-
welt und Kriechtiere ;
‚

	

terrestrisch-zoologische Unter-
suchungen .

Raumplanerische und
infrastrukturelle Daten

‚

	

Zusammenschauende Erfas-
sung der Flƒchennutzung und
Flƒchenwidmung ;
‚

	

Strategien der regionalen
Elektrizitƒtsversorgung .
Weitere im Gesamtkonzept vor-

gesehene Grunddaenerhebungen
•ber die Landwirtschaft, den Wald-
zustand und die Forstwirtschaft, die
Wildbiologie und Wildbewirtschaf-
tung, den Stra„enverkehr und den
Tourismus mu„ten aus Finanzie-
rungsgr•nden bisher zur•ckgestellt
werden . Bei Bereitstellung der zu-
sƒtzlich erforderlichen Mittel känn-
ten diese Teilbearbeitungen noch
heuer begonnen und damit die
Phase 1 des Gesamtprojektes 1994
abgeschlossen werden . Der •ber-
wiegende Teil dieser umfangrei-
chen Grundlagenerhebungen steht
bereits f•r die Anwendung in kon-
kreten Planungen und Projekten zur

23

Verf•gung und versetzt deren Trƒger
in eine ungleich bessere Beurtei-
lungssituation, als sie in diesem
Raum jemals zuvor bestanden hat .

Weitere Perspektiven
…ber die Gewinnung und Bereitstel-

lung von Grunddaten hinaus mu„
gewƒhrleistet werden, da„ diese im
Sinne der zuvor erwƒhnten Bearbei-
tungsphasen II und III in vernetzter
Gesamtschau eingesetzt werden
und in koordinierte Planungen, Pro-
jekte und Ma„nahmen m•nden .
Die Projektgremien (Lenkungsaus-

schu„ und Partnerbeirat) beschƒfti-
gen sich in diesen Wochen intensiv
mit dieser Frage und haben dabei
vor allem zu klƒren, welches Ma„ an
koordinierender Tƒtigkeit noch un-
mittelbar im Rahmen des Projektes
zu leisten ist und welche organisato-
rischen Vorkehrungen zu treffen
sind, da„ in weiterer Folge die Trƒger
der verschiedenen Planungen, Pro-
jekte und Ma„nahmen die eigen-
stƒndige Anwendung der Ergebnis-
se des Pilotprojektes •bernehmen
kännen .

	

†



Die Digitale
Katastralmappe (DKM)

Grundlage f•r bodenbezo-
gene Informationssysteme

Einleitung

Der Bundesvermessungdienst hat
im Rahmen des im Vermessungsge-
setz beschriebenen Zweckes der
Landesvermessung jene Verhältnis-
se an Grund und Boden, deren
Kenntnis f•r zahlreiche staatliche
und private Anliegen erforderlich ist,
im gesamten Bundesgebiet in Plä-
nen, Karten und B•chern darzustel-
len . Die sich daraus ergebenden
Aufgaben lassen sich in drei Grup-
pen, und zwar in die Grundlagen-
vermessungen, die Angelegenhei-
ten des Katasters und die Herstel-
lung der staatlichen Landkarten
einteilen .

Die erste Gruppe umfa‚t alle
grundlegenden Vermessungen, die
nach au‚en hin dem Anschlu‚ an
die internationale Erdmessung und
nach innen hin der Schaffung von
einheitlichen Ausgangspunkten f•r
alle Detailvermessungen dienen .

Die zweite Gruppe betrifft alle Ar-
beiten, die zur Anlage und F•hrung
des Katasters •ber die einzelnen
Grundst•cke notwendig sind .

Die letzte Gruppe schlie‚lich bil-
den Arbeiten, deren Ergebnis die
Darstellung des Bundesgebietes in
Form einer den wissenschaftlichen
und praktischen Anforderungen
entsprechende Landkarte ist .

Eine von den Grundsätzen der
Wirtschaftlichkeit geleitete Erf•llung
dieser Aufgaben hat Bedacht zu
nehmen auf die mƒglichst vielseiti-
ge Nutzung der erarbeiteten Grund-
lagen. Dies betrifft sowohl deren wei-
tere Verwendung bei der Erf•llung

Franz Siegl

der unterschiedlichen Aufgaben
durch den Bundesvermessung-
dienst selbst, als auch deren Ver-
wendbarkeit durch andere Benut-
zergruppen . Insbesondere durch je-
ne Personen oder Dienststellen, die
f•r vermessungstechnische Aufga-
benstellungen,oder f•r Zwecke der
Raumplanung, der Raumordnung
und des Umweltschutzes in hohem
Ma‚ Bedarf an bodenbezogenen
Informationen haben, seien dies In-
genieurkonsulenten und Zivilingeni-
eure oder Einrichtungen der ƒffentli-
chen Hand .

Der Datenbestand
des Katasters

Der Grenzkataster bestefef aus
dem technischen Operat und dem
Grundst•cksverzeichnis .
Das technische Operat umfa‚t

die technischen Unterlagen zur La-
gebestimmung der Festpunkte und
der Grenzen der Grundst•cke, die
technischen Unterlagen f•r die Er-
sichtlichmachung und die Kata-
stralmappe .

„ 9 Abs. 4 des Vermessungsgeset-
zes normiert die Verpflichtung der
Landesvermessung, den Grenzkata-
ster mit Hilfe der automationsunter-
st•tzten Datenverarbeitung (Grund-
st•cksdatenbank - GDB) zu f•hren .
Die Organisation ist auf die Einrich-
tung eines Basisdatenbestandes f•r
bodenbezogene Informationssyste-
me auszurichten .
Dieser Verpflichtung ist der Bundes-

vermessungsdienst hinsichtlich des

Grundst•cksverzeichnisses und we-
sentlicher Bestandteile der techni-
schen Unterlagen zur Lagebestim-
mung der Festpunkte und der Gren-
zen der Grundst•cke mit der
Einrichtung der Grundst•cksdaten-
bank im Rahmen eines gemeinsa-
men Projektes mit dem BM f. Justiz
und der Koordinationsdatenbank
nachgekommen .

Grundst•ck-
verzeichnis
Gemeinsam mit dem Bundesmi-

nisterium f•r Justiz hat das Bundes-
amt f•r Eich- und Vermessungswe-
sen (BEV) im Jahre 1979 die Einrich-
tung der Grundst•cksdatenbank
eingeleitet. Deren Ergebnis ist die
zentrale Speicherung aller Daten
von Kataster und Grundbuch und
die aktuelle dezentrale F•hrung des
Datenbestandes durch die Vermes-
sungsämter und Grundbuchsge-
richte im Echtzeitverfahren .

In den Jahren 1979 bis 1985 sind
die Daten von rd . 12 Mio. Grund-
st•cken einschlie‚lich der Angaben
•ber die Grundst•ckseigent•mer
vom Kataster erfa‚t und in die
Grundst•cksdatenbank eingespei-
chert worden . Die Erfassung der
Grundbuchsdaten wurde im Jahr
1981 eingeleitet und im Oktober
1992 abgeschlossen . Grundst•cks-
bezogene katastertechnische Infor-
mationen stehen damit ebenso wie
eigentumsrechtlich relevante Daten
aktuell und benutzerfreundlich •ber
das geschlossene Datennetz des
Bundes und •ber das ƒffentliche
Datennetz •ber das Medium BTX zur
Verf•gung .

Technisches Operat-
Unterlagen zur
Lagebestimmung

Im Rahmen der Grundst•cksda-
tenbank hat das BEV weitere techni-
sche Unterlagen zur Lagebestim-
mung der Festpunkte und der Gren-
zen der Grundst•cke in Datenban-
ken bereitgestellt . :

…

	

Koordinatendatenbank der
Triangulierungspunkte (KDB-TP)
…

	

Koordinatendatenbank der



Einschaltpunkte (KDB-EP)
ä

	

Koordinatendatenbank der
Grenzpunkte (KDB-GP)
ä

	

Technisches Operat - Kata-
stralmappe
Im Rahmen der schrittweisen Ein-

richtung der automationsunter-
st•tzten Datenverarbeitung ist ab
1987 die Anlegung der Digitalen Ka-
tastralmappe (DKM) eingeleitet
worden .

Die Katastralmappe ist laut Ver-
messungsgesetz im System der Lan-
desvermessung (3-Grad-Streifen-Sy-
steme der Gau‚-Kr•ger-Projektion
mit den Bezugsmeridianen 28,31
und 34 Grad ƒstlich von Ferro) anzu-
legen und ist zur Darstellung der
Festpunkte, der Grenzen der Grund-
st•cke, der Abgrenzungen der Be-
n•tzungsarten und allf„lliger weite-
rer Angaben zur leichteren Kennt-
lichmachung der Grundst•cke
bestimmt . Katastralmappenbl„tter
im System der Landesvermessung
sind insbesondere ab dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Vermes-
sungsgesetzes - d,h . ab . 1 . J„nner
1969 - f•r die Katastralgemeinden
angelegt worden, in denen ein Ver-
fahren zur Neuanlegung des Grenz-
katasters angeordnet worden ist . In
den •brigen Katastralgemeinden
bestehen Katastralmappen, die
noch auf Grund fr•her geltender Be-
stimmungen in Bezug auf verschie-
dene Katasterkoordinatensysteme
teils in alten Ma‚systemen (Klafter-
ma‚) teils im metrischen Ma‚system
angelegt worden sind .
Die Katastralmappe ist das einzige

gro‚ma‚st„bliche Planwerk, das das
gesamte Bundesgebiet fl„chen-
deckend hinsichtlich der Verh„ltnis-
se an Grund und Boden erfa‚t . Sie
wurde im vorigen Jahrhundert f•r ei-
ne gerechte Bodenbesteuerung an-
gelegt, sp„ter als wichtigstes Hilfs-
mittel f•r das Grundbuchwesen her-
angezogen und dient auch als
wesentliches Element f•r die Raum-
planung, Raumordnung und den
Umweltschutz. Die Katastralmappe
stellt somit die Grundlage f•r die
Verwaltung des zur Verf•gung ste-
henden Territoriums dar.

Im Hinblick auf den zunehmen-
den Einsatz der graphischen Daten-
verarbeitung in der Verwaltung und
in der Wirtschaft besteht f•r weiter-
f•hrende Verarbeitungen ein drin-
gender Bedarf an einer DKM .

Die Anlegung der DKM besteht
nicht nur in der Digitalisierung des
graphischen Inhaltes der Katastral-
mappe, sondern umfa‚t auch die
Einbeziehung von vermessungs-
technischen Unterlagen, die seit
•ber 100 Jahren bei den Vermes-
sungs„mtern zur F•hrung des Kata-
sters eingereicht und archiviert wer-
den .
Die Anlegung und F•hrung der

DKM obliegt den Vermessungs„m-
tern . Im Verfahren der Anlegung
werden die Vermessungs„mter von
Dienststellen des BEV unterst•tzt . Bei
den Vermessungs„mtern und unter-
s•tzenden Dienststellen des BEV
wurden multifunktionale graphi-
sche Arbeitspl„tze eingerichtet .

Abb. 1
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Die Arbeitsstationen bestehen im
wesentlichen aus einem Rechner
(PC), einem Farbbildschirm, einem
graphikf„higen Matrixdrucker und ei-
nem Farbplotter. Das Arbeitsverfahren
selbst besteht aus dem Zusammen-
f•hren unterschiedlicher Daten aus
Datenbest„nden verschiedenen Ur-
sprungs - digitale photogrammetri-
sche Auswertungen, Datenbest„nde
der Koordinatendatenbank, digitali-
sierte oder gescannte Informationen
der Katastralmappe - und deren
gleichzeitige differenzierte Zuord-
nung zu mehreren logischen Ebenen
(z .B . Grundst•cksgrenzen, Grund-
st•cksnummern, Ben•tzungsarten,
Geb„ude, Festpunkte, Grenzpunkte
usw,; Abb .1),

Grundst•cksgrenzen +
I Grundst•cksnummern
I

I
I
I

Ben•tzungsarten



Die Einrichtung der DKM hat unter
Beräcksichtigung der vorliegenden
analogen Katastralmappe unter-
schiedlicher Entstehung und Quali-
t•t mit dem Ziel der Schaffung eines
einheitlichen und aktuellen Daten- Abb. 3 Digitale Katastralmappe

bestandes hoher Qualit•t und einer
benätzerfreundlichen Darbietungs-
form zu erfolgen .

Wesentliche Grundlagen hiefär
werden aus den Grundlagenver-
messungen (Festpunktfeld), aus
Grenzvermessungen und aus Mes-
sungsaufnahmen aus Flugzeugen
gewonnen (Abb. 2) .

Die Mehrfachnutzung von Mes-
sungsaufnahmen erlaubt daräber
hinaus die gleichzeitige Erhebung
von Benätzungsarten und die Ak-
tualisierung der staatlichen Karten-
grundlagen . Im Interesse einer viel-
seitigen Nutzung des Datenbestan-
des der Landesvermessung im Rah-
men der Bundesverwaltung ist das
Bundesminsterium fär wirtschaftli-
che Angelegenheiten (BMwA) in ein
Verwaltungsäbereinkommen mit
dem BM fär Land- und Forstwirt-
schaft (BMLF) eingetreten, das ei-
nerseits die Neuanlegung und Fäh-
rung des Grenzkatasters sowie die
Aktualisierung der Kartengrundla-
gen durch das BEV, andererseits die
Erstellung eines neuen Berghƒfeka-
tasters durch das BMLF im Rahmen
eines fär die Dauer von voraussicht-
lich 10 Jahren laufenden Projektes
gew•hrleistet . Gesetzliche Grundla-

Stand und Verlauf
der Arbeiten
in Tirol
Mit Beginn im Jahr 1988 wurden

die Vermessungs•mter Tirols schritt-
weise mit graphischen Arbeitspl•t-
zen ausgestattet . Das Ger•te-Aus-
bauprogramm wurde Ende des
Jahres 1992 im wesentlichen abge-
schlossen . Zur Zeit sind in den Ver-
messungs•mtern und der Katastral-
dienststelle fär die Neuanlegung fär
Tirol und Vorarlberg 12 graphische
Arbeitsstationen im Einsatz .

Vor Beginn der Anlegung der DKM
in Tirol bestanden in insgesamt 344
Katastralgemeinden rd . 10.300 Map-
penbl•tter im System der Landes-
vermessung und rd . 2.200 Mappen-
bl•tter im alten Katastersystem mit
Koordinatenursprung

	

Innsbruck,
gen fär dieses gemeinsame Vorha- sädlicher Turm von St. Jakob .
ben sind das Vermessungsgesetz, Bis Ende J•nner 1993 wurden 78 Ko-
das Landwirtschaftsgesetz und das tastralgemeinden bearbeitet und 2.831
Bundesministeriengesetz . Mappenbl•tter digital angelegt .

Ma‚stab 1 : 1000



Die Anlegung und F•hrung der
DKM wird von den 8 Vermessungs-
ämtern (Imst, Innsbruck, Kitzb•hel,
Kufstein, Landeck, Lienz, Reutte und
Schwaz) mit Unterst•tzung durch
Dienststellen des BEV besorgt. Die
Daten werden zentral im Bundesre-
chenamt in einer Datenbank gesi-
chert, verwaltet und f•r Folgepro-
dukte - Basiskarte, ‚bersichtskarten,
Katasterpläne - aufbereitet,

Grƒ„tes Augenmerk wird bei der
Anlegung der DKM auf qualitätsver-
bessernde und aktualisierende
Ma„nahmen gelegt . Die Qualitäts-
kriterien umfassen neben der Her-
stellung eines ausreichend genau-
en Lagebezuges auch die durch-
greifende ‚berpr•fung und Diffe-
renzbereinigung des Gesamtdaten-
bestandes in allen Datenbanken
des Katasters (GSB, KDB, DKM) .

Die Anlegung der DKM in Tirol wird
voraussichtlich im Jahr 2000 abge-
schlossen sei (Abb . 3) .

Zusammenarbeit
mit Vermessungs-
befugten

Die Anlegung der DKM als we-
sentlicher Bestandteil des GDB ist
Aufgabe des Bundesvermessungs-
dienstes. Zur Vermeidung divergie-
render und kostenintensiver Eigen-
entwicklungen ist entsprechend der
in der Präambel zum Vermessungs-
gesetz definierten Zielsetzung ein Zu-
sammenwirken aller Vermessungs-
befugten beabsichtigt . Zwischen
dem Bundesvermessungsdienst, der
Bundesingenieurkammer (Bundes-
fachgruppe Vermessungswesen)
und einzelnen Gemeinden wurden
Pilotversuche vereinbart, deren Ziel
es ist, die wirtschaftlichste Form des
Zusammenwirkens der Vermes-
sungsbefugten bei der Schaffung
eines Aufangsdatenbestandes f•r
die Anlegung der DKM zu finden .
Entsprechende Richtlinien, die die-
se Zusammenarbeit regeln, wurden
mit 1 . September 1992 in Kraft ge-
setzt .

Nutzung der DKM

Ab dem Zeitpunkt der Fertigstel-
lung der DKM in einer Katastralge-
meinde steht diese auch dem Be-
nutzer zur Verf•gung . Folgende
Mƒglichkeiten sind derzeit vorgese-
hen (Abb . 4) .

… kostenlose Einsichtnahme in
die DKM im zuständigen Ver-
messungsamt
… Abgabe als graphische Dar-
stellung auf einem Zeichenträ-
ger in Form von Ausz•gen oder
vollständigen Mappenblättern
…

	

Abgabe auf maschinenles-
baren Datenträgern (Magnet-
band oder Diskette) f•r die
Weiterverarbeitung . Die Abga-
be erfolgt in den vom BEV fest-
gelegten Schnittstellen .
…

	

Zugriff auf die Daten der
DKM im Wege der Telekommu-
nikation (BTX) .

Abb . 4

In den Verkaufspreisen vom
1 . März 1992 wurden die Kosten f•r
die Abgabe der DKM auf Zeichen-
träger und maschinenlesbaren Da-
tenträgern festgelegt. Nähere Aus-
k•nfte geben die zuständigen Ver-
messungsämter

Zusammenfassung
Der ƒsterreichische Bundesver-

messungsdienst bietet mit seinen
Plan- und Kartenwerken, insbeson-
dere mit der DKM einen Basisdienst,
der f•r viele weiterf•hrende Zwecke
im Zusammenhang mit Aktivitäten
an Grund und Boden in Anspruch
genommen wird . Mit Einf•hrung der
graphischen Datenverarbeitung
und dem Aufbau einer graphischen
Datenbank wurde eine wesentliche
Verbesserung bei der Erf•llung die-
ser Dienstleistungsaufgabe erreicht .

†



Der Bebauungsplan
R•ckblick
Gegenwart
Vorausschau

I
m Tiroler Raumordnungsgesetz
(TROG) aus dem Jahre 1972 wur-
de festgelegt, daƒ innerhalb von

3 Jahren nach dem Inkrafttreten des
Fl‚chenwidmungsplanes jede Ge-
meinde einen Bebauungsplan f•r
die als Bauland ausgewiesenen
Grundfl‚chen zu erlassen hat .

Seit dem Jahr 1988 haben mit
Ausnahme der Landeshauptstadt
Innsbruck allle Tiroler Gemeinden ei-
nen, dem TROG 1972 entsprechen-
den Fl‚chenwidmungsplan . Davon
finden heute lediglich noch zwei
Gemeinden das Auslangen mit ei-
nem von der Landesregierung ver-
ordneten beschr‚nkten Fl‚chen-
widmungsplan .

Und wie sieht die
Situation am Sektor
der Bebauungsplanung aus?

Bis heute haben 20 Gemeinden -
das entspricht knapp •ber 7 % aller
Gemeinden - eine dem TROG 1972
entsprechende Bebauungspla-
nung. Etwas mehr als 18 %, das sind
51 Tiroler Gemeinden, haben zu-
mindest f•r einzelne Teilbereiche ih-
res gewidmeten Baulandes soge-
nannte Teilbebauungspl‚ne .

Karl Scherl

Die ärtliche Raumplanung ist seit der Verfassungsgesetzno-
velle 1962 garantierter Zust‚ndigkeitsbereich der Gemein-
den und zugleich ein Verantwortungsbereich mit besonders
hohem Stellenwert. Nach dem stufenfärmigen Aufbau der
Planungsinstrumente der Raumordnung folgt die Bebau-

ungsplanung der Fl‚chenwidmungsplanung . Sie soll lenken-
den Einfluƒ auf die im Bauland erw•nschte Entwicklung der

Raumstruktur und Raumgestaltung nehmen .

Da nach den „bergangsbestim-
mungen des TROG die zum damali-
gen Zeitpunkt in Geltung gestande-
nen "Verbouungspläne' bis zur Erlas-
sung von Bebauungspl‚nen, die
den Bestimmungen des TROG ent-
sprechen, in Kraft geblieben sind,
haben zumindest weitere 41 % der
Gemeinden eine …Bebauungspla-
nung", die allerdings in der Regel in
den Zeitraum der 50er und 60er
Jahre datiert werden kann . Diese
Planungen basieren auf Grundlage
des † 7 der bis 1974 in Kraft stehen-
den alten Tiroler Landesbauord-
nung („bersichtskarte) .

R•ckblick:
Regulierungspl‚ne

Die Tiroler Landesbauordnung
deren Ursprungsfassung auf dem
Gesetz vom 15 .Oktober 1900, Lan-
desgesetzblatt Nr. 1/1901 beruht,
enthielt die Verpflichtung der Abfas-
sung eines Verbauungsplanes f•r
den Fall, daƒ ganze Ortschaften
oder einzelne Ortsteile neu ange-
legt oder wieder aufgebaut wer-
den, Ebenso war ein Verbauungs-
plan herzustellen, f•r Ortschaften,

die eine besondere bauliche Ent-
wicklung" erwarten lassen .

Hinsichtlich der Planungsinhalte
legt die Vorl‚uferin der heutigen Ti-
roler Bauordnung die Ber•cksichti-
gung der Anforderungen des Ver-
kehrs, der Gesundheit, der Feuerpo-
lizei usw, fest . Bauf•hrungen an neu
anzulegenden Straƒen haben bis
zur Festlegung der Baulinie zu unter-
bleiben .

Beschlossen wurden diese Ver-
bauungspl‚ne vom zust‚ndigen
Gemeinderat. Die Genehmigung
erfolgte von der Landesregierung .
Selbstverst‚ndlich waren die Pla-
nungen auch entsprechend gehä-
rig kundzumachen und damals zwei
Wochen äffentlich zur Einsicht auf-
zulegen . In dem Beispiel eines Teilla-
geplanes der Gemeinde Absam f•r
das Ried …Monik", datiert mit Sep-
tember 1912 werden in eindrucks-
voller Weise die seinerzeitigen Be-
bauungsplaninhalte aufgezeigt :
Neben der Festlegung der Straƒen-
f•hrungen wurden auch die Stra-
ƒenbreiten entsprechend ihrer Funk-
tionen zwischen 6,0 m und 10,0 m,
die Straƒensteigungen in Prozenten
und desweiteren auch die Baulinien
unter Wahrung der notwendigen
„bersichten in den Kreuzungsberei-
chen festgelegt. Die "Bauhähenfest-
legung" erfolgte weiters differenziert
mit 0, 1-Erdgeschoƒ und erster
Stock oder fallweise mit 0, 1,2/2 . Die
Festlegung 2/2 bedeutete zweiter
Stock als Dachstock bzw. Mansarde .
Als Bauweise wurde im vorliegen-
den Beispiel durchaus offene Ver-
dauungsweise" vorgeschrieben . Ge-
radezu als beeindruckende Selbst-
verst‚ndlichkeit enthielt diese Plan-
ung auch einen neuen Parzellie-
rungsvorschlag, da die vorhandene
landwirtschaftliche Parzellenstruktur
eine der Bebauungsplanung ent-
sprechenden Grundst•cksneuord-
nung bedurfte, Die zeichnerische
Darstellung erfolgte auf der Kata-
stergrundlage im Maƒstab 1 : 1440 .

Der im Mai 1908 verfasste "Regu-
lierungsplan f•r M•hlau bei Inns-
bruck" ist im Maƒstab 1 :1000 ge-
zeichnet und enth‚lt neben den im
vorhergehenden Beispiel angef•hr-
ten Festlegungen auch noch die
Gel‚ndedarstellung in Meterschich-
tenlinien . Er stellt somit auch aus
heutiger Sicht eine perfekte Pla-
nungsgrundlage f•r Planer, Bau-
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herrn und Beh•rde dar. Als Verfasser
dieser Planung scheinen der be-
h•rdl, aut. und beeid . Zivilgeometer
F. Steiner sowie die Architekten Bl•ä-
ner und Otto Lasne auf .

Baulinienpl‚ne

Zwischen den beiden Weltkrie-
gen wurden vor allem in den Anf‚n-
gen der 30er Jahren von einigen
Gemeinden sogenannte "Bauli-
nienpl‚ne" verfaät, die neben den
bew‚hrten Planungsinhalten "Stra-
äenfƒhrung und Straäenbreite, Bau-
linienfestlegung, Bauweise und Ge-
schoäanzahl" auch die geplante
„Grƒnausstattung" der Straäenr‚u-
me und Pl‚tze aufweisen .

Nicht unerw‚hnt sollte in diesem
Zusammenhang der … 14 der zu die-
ser Zeit aktuellen Tiroler Landesbau-
ordnung bleiben, der da lautet :
,Beitragsleistung der Bauwerber zu
den Kosten der Erschlieäung des
Baugrundes ."
… 74 Wenn es sich um Bauten an

Straäen handelt, die neues Bauge-
l‚nde erschlieäen, kann der Ge-
meinderat die Bauwerber zu einem
angemessenen Beitrag zu jenen Ko-
sten des dem Baugrund anliegen-
den Straäengrundes verhalten, die
der Gemeinde durch die Baureif-
machung des Grundes (Kosten der
Anlage der Straäe, Wasserleitung
und Kanalisation) erwachsen und
die Erteilung der Baubewilligung
vom Erlag oder von der Sicherstel-
lung dieses Beitrages abh‚ngig
machen .

Verbauungspl‚ne -
Verordnungspl‚ne

Ein erster entscheidender Durch-
bruch einer landesweiten Bebau-
ungsplanung, damals Verbauungs-
pl‚ne oder Verordnungspl‚ne ge-
nannt, erfolgte allerdings erst nach
dem zweiten Weltkrieg, vor allem in
den bereits erw‚hnten 50er und
60er Jahren . Der lebhafte wirtschaft-
liche Aufschwung und die damit
verbundene intensive Baut‚tigkeit
bedurfte einer einigermaäen vor-
ausschauenden, der notwendigen
Infrastruktur entsprechenden Pla-
nung . Die gesetzliche Basis dieser
Gemeindeverordnungen war nach
wie vor der zitierte … 7 der TLBO .

In dieser Plangeneration finden

sich nunmehr auch Planungsinhal-
te, die dem heutigen Fl‚chenwid-
mungsplan nahekommen . Neben
der teilweisen Kenntlichmachung
der Gemeinbedarfsfl‚chen wurde
im Bauland in der Regel nur zwi-
schen Wohngebiet und Gewerbe-
gebiet unterschieden. Hinsichtlich
der zul‚ssigen Geb‚udeh•hen wur-
den die max . Geschoäanzahl und
die „Troufenh•hen" festgelegt . Ne-
ben der offenen Bauweise findet
sich h‚ufig auch noch die Bestim-
mung Gruppen zugelassen" . Fl‚-
chenwidmungsplaninhalte und Be-
bauungsregeln wurden damals al-
so in einen Plan zusammengefaät .
Als Maästab wurde in der Regel der
Katastermaästab 1 :2880 verwendet .

Rund 100 Tiroler Gemeinden ha-
ben in diesem Zeitraum ihre „Ver-
bauungspl‚ne" beschlossen, wobei
hinsichtlich der Bebauungsfestle-
gungen einzelne Bestimmungen
nach wie vor bis zum heutigen Tag
in Kraft stehen . Fƒr die im Anlaäfall
betroffenen Baubeh•rden l‚ät aller-
dings diese Situation oft keine ein-
deutige und klare Entscheidungs-
m•glichkeit zu .

Gegenwart :
Bebauungspl‚ne

Die seit dem Jahre 1972 bis heute
laut TROG bestehende Regelung
hinsichtlich der Inhalte des Bebau-
ungsplanes finden sich im … 19
leg .zit. „im Bebauungsplan ist unter
Bedachtnahme auf die Ziele der
•rtlichen Raumordnung und den In-
halt des Fl‚chenwidmungsplanes
sowie unter Berƒcksichtigung des Er-
gebnisses der Bestandsaufnahme
festzulegen, wie die Bebauung und
die Erschlieäung des Baulandes zu
erfolgen haben" .

Als sogenannte Minimalforderun-
gen an den Bebauungsplan gelten
die nachfolgenden unbedingten
Festlegungen :

1 . Hinsichtlich der Erschlieäung :
die Straäenfluchtlinien der Verkehrs-
fl‚chen unter Berƒcksichtigung ei-
ner verkehrsgerechten Breite und Li-
nienfƒhrung .

II . Hinsichtlich der Bebauung :
1 . Die Baufluchtlinien, welche

straäenseitig liegen, im Regelfall
nicht ƒberschritten werden dƒrfen,
den Erfordernissen des Verkehrs ent-

sprechen und eine ausreichende
Belichtung und Belƒftung der stra-
äenseitig gelegenen R‚ume ge-
w‚hrleisten,

2. die Bauweisen, welche die Art
der Anordnung der Geb‚ude zu
den nicht straäenseitig gelegenen
Bauplatzgrenzen regeln und als ge-
schlossene, offene oder besondere
Bauweise festgelegt werden,

3 . die Bauh•hen, durch Festle-
gung der Geb‚udeh•hen mittels
der Zahl der Vollgeschoäe oder der
Wandh•henangaben, wobei
H•chst- und Mindestmaäe oder
auch zwingende Maäe festgelegt
werden k•nnen .

Neben diesen Mindestfestlegun-
gen besteht die M•glichkeit, durch
eine ganze Reihe von weiteren Fest-
legungen die Art von zul‚ssigen Be-
bauungen einzugrenzen . So kann
zum Beispiel durch eine Baudich-
tenfestlegung das Maä der bauli-
chen Nutzung festgelegt werden,
wobei aus st‚dtebaulicher Sicht die
Vorgabe von Minimal- und Maxi-
maldichten zweckm‚äig und ziel-
fƒhrend erscheint . Allerdings sollte
eine †berbestimmung auf jeden
Fall vermieden werden .

Die zeichentechnischen Darstel-
lungsgrunds‚tze dieser Gemeinde-
verordnungen sind in der, auf Grund
des TROG erlassenen Planzeichen-
verordnung festgelegt, die somit ei-
ne landeseinheitliche Gestaltung
und Lesbarkeit dieser Planungen
vorschreibt . Die Darstellung erfolgt
grunds‚tzlich auf Reproduktionen
von Katastralmappenbl‚ttern im
Maästab 1 :1000 .

Vorausschau :
Allgemeiner Bebauungsplan und
erg‚nzender Bebauungsplan

Vielfach auf Grund von Unbe-
stimmtheiten bzw. von †berbestim-
mungen in bestehenden Bebau-
ungspl‚nen durch allzuviele Festle-
gungen und Details in einem Plan,
welcher dann in der Folge zu lau-
fenden ‡nderungen Anlaä geben
kann, steht der Vorschlag, die Be-
bauungsplanung in zwei Stufen
durchzufƒhren. Hinsichtlich der Er-
stellung des erg‚nzenden Bebau-
ungsplanes ist der aktuelle Anlaä-
fall der Bedarfsabdeckung mitent-
scheidend .
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Stufe 1 Allgemeiner Bebauungs-
plan, in dem die erforderlichen
Grundflächen f•r den ‚rtlichen Ver-
kehr der Gemeinde oder gr‚ƒerer
Teile der Gemeinde einschlieƒlich
allfällig erforderlicher Verbindungen
zwischen Gemeindeteilen sowie die
Haupterschlieƒung des Baulandes
festgelegt werden soll . Neben die-
sem Erschlieƒungskonzept soll auch
das Konzept •ber die Art der Bebau-
ung rechtsverbindlicher Planungsin-
halt sein .
Stufe 2 Ergänzender Bebauungs-

plan, der bei Bedarf an der wid-
mungsgemäƒen Verwendung zu er-
stellen ist und in dem die innere Ver-
kehrserschlieƒung des betreffenden
Baugebietes, die Maximalgr‚ƒe der
Bauplätze, die Bauweisen, die Bau-
h‚hen und die Baufluchtlinien fest-
gelegt werden . Dar•berhinaus sind
noch weitere Detailfestlegungen
wie Mindestbaudichten, H‚henla-
ge, Baugrenzlinien usw. m‚glich .
Gerade hinsichtlich des neu formu-
lierten ersten Raumordnungszieles
•ber die sparsame und zweckmäƒi-
ge Nutzung des Bodens ist eine in-
tensive Auseinandersetzung mit
den Gegebenheiten, den Erforder-
nissen und den M‚glichkeiten uner-
läƒlich .

Spätestens zu diesem Zeitpunkt
zeigt sich die Notwendigkeit, daƒ
mit der Erstellung des ergänzenden
Bebauungsplanes desweiteren
auch eine dieser Planung entspre-
chende Grundst•cksneuordnung
Hand in Hand gehen muƒ . Das Erfor-
dernis einer Baulandumlegung mit
gleichzeitiger Klarstellung hinsicht-
lich der Intensität der baulichen
Nutzung, der Garantie der verkehrs-
gerechten Erschlieƒung, der Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung, sowie
der Energieversorgung m•ssen
auch im Hinblick auf das Gemein-
debudget abgestimmt werden, da
diese Gemeindevorleistungen auf
Dauer entscheidenden Einfluƒ auf
die k•nftigen Gemeindehaushalte
aus•ben werden . Gerade am Ko-
stenbeispiel Straƒe' zeigt sich, daƒ
nicht nur Herstellungskosten (Grund-
einl‚sung, Projektierungskosten,
Ausf•hrungskosten uä .), sondern
auch Dauerkosten (Instandhal-
tungskosten, Wiederherstellungsko-
sten, Reinigungskosten, Schneeräu-
mungskosten, Beleuchtungskosten
u(j .) kalkuliert werden m•ssen .

Durch klare Zielvorgaben, die in
einer konkreten, auf Langfristigkeit
ausgerichteten Gemeindeverord-
nung ihren Niederschlag finden,
entstehen f•r den Bauherrn, Projek-
tanten und die Beh‚rden verbindli-
che Rechtssituationen und Kalkula-
tionsm‚glichkeiten . Deren Formulie-
rung und Erstellung liegt in erster
Linie im Verantwortungsbereich des
gewählten Gemeinderates .

	

„

Zirl Die Bebauungsplanfestlegungen ohne der parallel dazu abgestimm-
ten Grundst•cksneuordnung sind noch keine Garantie f•r eine beabsichtig-
te geordnete bauliche Entwicklung. Die in unserer Generation entstandenen
neuen Ortsbilder werden der nächsten Generation •bergeben werden .
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Hall
Bei der Revitalisierung und allen-
falls beim erforderlichen Neubau
in den historischen Stadt- und
Ortskernen steht nicht so sehr die
Bebauungsplanung im Vorder-
grund sondern die, h‚chsten An-
forderungen gerecht werdende
Pers‚nlichkeit des planenden
Bauk•nstlers.

Fotos : Scher)



Gr•nzonenplanung
inder Kleinregion 18
äHall und Umgebung"

Martin Sailer

Bereits im Heft 2 der RO-INFO wurde von der Gr•nzonen-
planung als neuem Schwerpunkt der •ber‚rtlichen
Raumordnung berichtet . Die darin skizzierte Abgren-

zungsmethodik wurde in der Zwischenzeit verfeinert, die
organisatorischen Voraussetzungen f•r weitere Gr•nzo-
nenpianungen in anderen Landesteilen geschaffen .

…BERSICHTSKARTE KLEINREGION 18

A
Is Pilotregion f•r die erste Gr•n-
zonenplanung wurde der Plan-
ungsraum 18 Hall und Umge-

bung' mit den Gemeinden Absam,
Ampass, Gnadenwald, Hall, Mils,
Rum, Thaur und Tulfes ausgewƒhlt .
Grundlage f•r die Gr•nzonenab-
grenzung waren umfangreiche Er-
hebungen sowohl im Freiland als
auch im Siedlungsgebiet . Dabei
konnten bisher nicht verf•gbare Da-
ten gewonnen werden, die •ber TI-
RIS auch f•r andere Planungspro-
zesse zur Verf•gung stehen .

Derzeit lƒuft das Begutachtungs-
verfahren nach „ 4 TROG 1984 mit
der M‚glichkeit der Stellungnahme
f•r Gemeinden, Interessensvertre-
tungen und die betroffenen Grund-
besitzer .
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Bauland

Sonderflƒche
im Freiland

Freiland



REGIONALE PLANUNG

‚uƒerst dynamische
Siedlungs- und
Wirtschaftsentwick-
lung in der Kleinregion

Die Kleinregion ist ein attraktiver
Siedlungsraum und Wirtschafts-
standort. Dies bedingte in den letz-
ten Jahrzehnten in einigen Gemein-
den hohe Steigerungsraten bei den
Bev•lkerungszahlen . Noch gravie-
render war allerdings die Zunahme
bei der Anzahl der Haushalte .

In der Kleinregion leben etwa
36.000 Einwohner - sie ist somit nach
der Landeshauptstadt die bev•lke-
rungsmäƒig gr•ƒte Kleinregion Ti-
rols. Der Dauersiedlungsraum , das
sind die unbewaldeten Tal-, Hang-
und Terrassenlagen, umfaƒt 3 .000
ha . Die Landschaftsräume - Talau
des Inn, Schwemmfächer der Sei-
tenbäche, Inntalterrassen und das
Berggebiet - sind hinsichtlich Sied-
lungsform, Bodenbildung und Bo-
dennutzung sowie Lokalklima
durchaus unterschiedlich. So auch
die Nutzungsanspr„che an den
Freiraum und die daraus entstehen-
den Konflikte hinsichtlich der Frei-
landfunktionen, wie nachstehend
noch ausgef„hrt wird .
In den letzten dreiƒig Jahren

nahm die Bev•lkerung der Region
um 56,4 %, die Anzahl der Haushalte
um 104,1 % zu . Die durchschnittliche
Haushaltsgr•ƒe verringerte sich von
3,7 im Jahre 1961 auf 2,8 im Jahre
1991 . Dieser Trend wird sich auch in
Zukunft fortsetzen . Beim Flächenbe-
darf f„r Wohnen ist weniger die Zu-
nahme der Bev•lkerung als viel-
mehr die Steigerung der Zahl der
Haushalte maƒgebend . Derzeit ist
bereits ein Drittel des knappen Dau-
ersiedlungsraumes als Bauland ge-
widmet, In dieser Bilanz sind die Son-
derflächen im Freiland sowie nicht
gewidmete Bauten und Anlagen
noch gar nicht enthalten .

Auch in Zukunft ist mit einem ho-
hen Flächenverbrauch f„r Wohnen
und f„r Zwecke der Wirtschaft zu
rechnen . Die „ber•rtliche Verkehrs-
infrastruktur ist hingegen im wesent-
lichen ausgebaut. Gr•ƒere Projekte
in der Kleinregion, wie etwa die An-
bindung der D•rferstraƒe L 8 an die
Haller Bundesstraƒe B 171 sind in kei-
nem realisierungsreifen Stadium .

400
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Absam Ampass Gnadenw. Hall LT.

E]Wohnbev•lkerung
Haushalte
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Wohnbev•lkerung und Haushalte
Zunahme von 1961 -1991 (in %)

Unverzichtbare
Freilandfunktionen
in Gefahr

Tallagen und Schwemmkegel woh-
nen „ber 90% der Bev•lkerung . Hier
sind infolge der Nähe zur Landes-
hauptstadt und der optimalen Ver-
kehrsinfrastruktur auch die g„nstig-
sten Standortvoraussetzungen f„r
die Wirtschaft gegeben .

Aufgrund der klimatisch beding-
ten Anbau- und Ertragsverhältnisse
zählt dieses Gebiet aber auch zu

Die Anspr„che an den Freiraum
sind in den einzelnen Landschafts-
räumen der Kleinregion sehr unter-
schiedlich, In den Gemeinden der

Mils Rum Thaur Tulfes

Quelle :

	

Volkszählungen 1961 und 1991
(vorläufige Ergebnisse)

Dauersiedlungsraum
21,4%

% Bauland

,3

	

Freiland

Quelle :

	

SITRO . eigene Erhebungen



den absoluten landwirtschaftlichen
Gunstlagen des Landes, Die Aub•-
den und die B•den auf den
Schwemmkegeln bieten sehr gute
Bedingungen fär den Acker- und
Gemäsebau . Diese Nutzfl‚chen
sind somit auch bedeutsam fär die
Nahversorgung von Innsbruck .

Diese landwirtschaftlich genutz-
ten Fl‚chen haben weiters eine gro-
ƒe Bedeutung fär die Naherholung
und Freizeitgestaltung der einheimi-
schen Bev•lkerung . Hier kommt es
infolge der ausufernden Siedlungs-
t‚tigkeit in einigen Gemeinden be-
reits zu Verknappungseffekten bzw,
zu offensichtlichen Nutzungskonflik-
ten zwischen Landwirtschaft und Er-
holung .

Die naturr‚umliche Ausstattung
dieser Gebiete ist infolge der Sied-
lungserweiterungen, durch den Aus-
bau der äber•rtlichen Verkehrstr‚-
ger, Maƒnahmen der Fluƒverbau-
ung und der Grundzusommenle-

gung weit unter dem Wert, der in
Fachkreisen als Mindestmaƒ fär ein
funktionierendes Biotopverbunds-
ystem angesehen wird .

Die Mittelgebirgsterrassen n•rd-
lich und sädlich des Inn weisen
äberwiegend mittel- bis hochwerti-
ge Gränland- und auch Acker-
standorte auf. Diese Landschafts-
r‚ume sind sehr beliebte Erholungs-
gebiete sowohl fär Einheimische wie
auch fär Ferieng‚ste .

Das einzige Berggebiet im Sied-
lungsraum ist der Tulferberg, äber
den die Schiabfahrt vom Glungezer
nach Tulfes verl‚uft. Auch wird wird
mit entsprechenden maschinellen
Einsatz fl‚chendeckende Grän-
landwirtschaft bis auf eine Seeh•he
von etwa 1 .300 m betrieben .

Die naturr‚umliche Ausstattung -
vor allem mit Feuchtgebieten - ist in
diesen Landschaftsr‚umen wesent-
lich besser wie im •kologisch ver-
armten Inntal .

Blick vom Tulferberg in das Inntal auf die Gemein-
den Rum, Thaur, Hall und Absam

Fl‚chendeckende
Kartierung des
Freilandes

Im Rahmen der Gränzonenpla-
nung wurden umfangreiche Grund-
lagenerhebungen durchgefährt .
Die dabei gewonnenen Daten wer-
den äber das EDV-gestätzte TIRIS
weiterbearbeitet und planlich auf-
bereitet .

Die ‚uƒeren Grenzen des Bear-
beitungsgebietes sind sowohl im Tal-
wie auch im Mittelgebirgsbereich
durch die R‚nder der geschlosse-
nen Waldfl‚chen vorgegeben . Zum
Siedlungsgebiet hin ergibt sich die
Grenze zun‚chst durch die aktuelle
Widmungsgrenze laut gältigem Fl‚-
chenwidmungsplan . Nach Ermitt-
lung einer Baulandbilanz werden
dann den einzelnen Gemeinden
Spielr‚ume fär ihre weitere Entwick-



lung einger•umt .
Den fl•chenm•äig gr‚äten Anteil

an den Grƒnzonen mit etwa 1 .500
ha haben die landwirtschaftlichen
Vorrangfl•chen . Ihre Abgrenzung
erfolgte wie bei den bereits in zehn
Kleinregionen des Landes verordne-
ten landwirtschaftlichen Vorrangfl•-
chen im wesentlichen ƒber die Kri-
terien der Hangneigung und der Kli-
mapunktezahl .
Die bedeutsamen Fl•chen fƒr

den Naturhaushalt wurden ƒber die
fl•chendeckende Biotopkartierung
auf botanischer Grundlage, durch-
gefƒhrt vom Institut fƒr Botanik der
Universit•t Innsbruck, erhoben .
Nach der Erfassung in TIRIS, die dem-
n•chst durchgefƒhrt wird, k‚nnen
weitere Auswertungen wie Fl•chen-
bilanzen und Verschneidungen mit
anderen TIRIS-Inhalten durchgefƒhrt
werden . Bedeutsam sowohl im Hin-
blick auf Anzahl als auch bezƒglich

ihres Fl•chenausmaäes sind die
Feuchtgebiete auf der Gnaden-
waldterrasse sowie in den Gemein-
degebieten von Ampass und Tulfes .

Die (Nah-) Erholungsfunktion ist in
„berlagerung mit anderen Freiland-
funktionen zu sehen . In der Kleinre-
gion gibt es einige Erholungsgebie-
te mit ƒber‚rtlicher Bedeutung -
beispielsweise die Gnadenwaldter-
rasse, der Tulferberg, das Zimmer-
und das Hasental .
Auch die Erhaltung eines typi-

schen Landschafts- und Ortsbildes
tr•gt wesentlich zur Erholungsei-
gung der Landschaft bei . Im groä-
r•umigen Landschaftsbild sind die
gliedernden Freifl•chen zwischen
den Siedlungsschwerpunkten, aber
auch optische Bezugspunkte - bei-
spielsweise das Schloä Melans in
Absam oder die Umgebung des Ro-
medikirchleins in Thaur - maäge-
bend .

Blick vom Tulferberg nach Westen auf das Mittel-
gebirge und in das Inntal

Ausreichender
Spielraum fƒr die
‚rtliche Entwicklung

Bei der Abgrenzung der Grƒnzo-
nen im Bereich der Siedlungen wur-
de den Gemeinden ein Spielraum
fƒr die weitere Siedlungs- und Wirt-
schaftsentwicklung einger•umt .
Ausgangspunkt waren dabei die in
Form von Baulandreserven im be-
reits gewidmeten Bauland vorhan-
denen Entwicklungsm‚glichkeiten .

In der Region sind 226,7 ha Bau-
landreserven im gewidmeten Bau-
land vorhanden . Das sind 25,6 % der
Widmung . Davon entfallen 189,3 ha
auf das Wohn- und Mischgebiet .
Wƒrden diese Reserven im n•chsten
Jahrzehnt vollst•ndig verbaut, dann
wƒrde dies eine Bev‚lkerungszu-
nahme in der Kleinregion von ƒber
11 .000 Personen ergeben .

Fotos : Sauer



Baulandreserven
(in % des gewidmeten Baulandes - ohne Sonderfl•chen im Freiland)
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Absam Ampass Gnadenw. Hall LT.

Im Gewerbe- und Industriegebiet
sind noch 37,4 ha unverbaut und
daher als Reserve anzusehen .
Es wurde davon ausgegangen,

da‚ 30 % dieser Baulandreserven in
den n•chsten zehn Jahren mobili-
siert werden kƒnnen . Dieser Wert
wurde dem aus einer Prognoserech-
nung ermittelten Baulandbedarf bis
zum Jahre 2002 gegen„bergestellt,
Aus dieser Baulandbilanz ergab sich
dann der tats•chliche Baulandbe-
darf (inklusive 20 % f„r die Erschlie-
‚ung) f„r Wohnen sowie f„r Gewer-
be- und Industrie. Es ist dies jener
Spielraum, der den Gemeinden f„r
ihre weitere Siedlungs- und Wirt-
schaftsentwicklung auf jeden Fall
einzur•umen ist .

Unter der Annahme eines gleich-
bleibenden Wanderungsverhaltens
wie im letzten Jahrzehnt betr•gt der
tats•chliche Baulandbedarf f„r
Wohnen 70 ha, f„r Gewerbe- und In-
dustrie 20,8 ha,
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Rum Thaur Tulfes

Quelle :

	

Eigene Erhebungen

Auch das von Bauland umschlos-
sene, innerƒrtliche Freiland ist ein
Entwicklungsspielraum der Ge-
meinden . Es wurde insbesonders bei
einem derzeit schon sehr hohen Be-
bauungsgrad des Gemeindegebie-
tes oder bei einer unzul•ssigen Be-
eintr•chtigung von Freilandfunktio-
nen ber„cksichtigt . In diesen F•llen
konnte der tats•chliche Bauland-
bedarf der Gemeinde nicht zur
G•nze am Siedlungsrand einge-
r•umt werden .

Diese Reserven im innerƒrtlichen
Freiland betragen f„r Wohnen 69,3
ha und f„r Gewerbe- und Industrie
21,3 ha . Das w„rde theoretisch be-
deuten, da‚ bei der Gr„nzonenab-
grenzung kein Spielraum an der •u-
‚eren Siedlungsgrenze belassen
werden m„‚te, weil der Bedarf al-
lein durch Ausn„tzung der innerƒrtli-
chen Reserven gedeckt werden
kƒnnte .
Trotzdem konnte aus fachlicher

Sicht in allen Gemeinden am •u‚e-
ren Siedlungsrand ein Puffer zwi-
schen der Gr„nzonen- und der der-
zeitigen Widmungsgrenze belassen
werden. Diese Entwicklungsspielr•u-
me betragen f„r Wohnen 60,9 ha
und f„r Gewerbe- und Industrie
5,9 ha .

B„rgerbeteiligung
bei der Abgrenzung
der Gr„nzonen

Ausgehend von den Erfahrungen
bei der Abgrenzung der landwirt-
schaftlichen Vorrangfl•chen wurde
auch hier versucht, durch vorberei-
tende und begleitende …ffentlich-
keitsarbeit die nƒtige Akzeptanz bei
den Betroffenen zu erreichen .

Bereits in der Ausarbeitungsphase
der Gr„nzonenplƒne wurden die
Gemeinden, Bauernvertretungen
und auch die Grundbesitzer in den
Planungsprozess einbezogen . Bis zur
Aussendung der Gr„nzonenplƒne
an die Gemeinden gab es daher ei-
ne ganze Reihe von Gespr•chster-
minen in durchaus unterschiedli-
chem Rahmen - vom †kleinen Kreis"
in den verschiedensten Gemeinde-
aussch„ssen bis zu stark besuchten
Grundbesitzerversammlungen und
Gemeinderatssitzungen .

Dieser †inoffizielle" Teil des Raum-
ordnungsverfahrens verlief nach fol-
gendem Schema :

Information der B„rgermeister, Orts-
bauernobleute, Ortsbauernaus-
sch„sse und der Interessensvertre-
tungen „ber den Planungsbeginn

Diskussion des ersten Abgrenzungs-
entwurfes in den Gemeinder•ten,
Gemeindeaussch„ssen und Orts-
bauernaussch„ssen

Aussendung einer Gr„nzonenbro-
sch„re an die Grundbesitzer mit der
Einladung zum Gemeindesprech-
tag



Zu den ganztägigen Gemeinde-
sprechtagen wurden 1130 Grund-
besitzer eingeladen . Tatsächlich er-
schienen sind 241 Personen, um sich
allgemein ‚ber die Gr‚nzonenpla-
nung zu informieren bzw. um per-
sƒnliche Vorstellungen in bezug auf
die konkrete Abgrenzung einzubrin-
gen .

Erst nach „berpr‚fung und even-
tueller Einarbeitung dieser externen
Stellungnahmen wurde sozusagen
der offizielle" Teil des Raumord-
nungsverfahrens nach … 4 TROG
1984 eingeleitet und die Gr‚nzo-
nenpläne zur Begutachtung ausge-
sandt .

•Fahrplan"
bis zur Verordnung
Derzeit läuft die zweimonatige

Stellungnahmefrist f‚r die Gemein-
den und Interessensvertretungen .
Die Grundbesitzer hatten durch vier
Wochen Zeit, in die Gr‚nzonenplä-
ne Einsicht zu nehmen und eine
schriftliche Stellungnahme dazu ab-
zugeben . Alle Stellungnahmen wer-
den nach Ablauf des Auflagever-
fahrens unter Einbindung der Abtei-
lungen V1d3 †rtliche Raumordnung
sowie Vel Rechtsangelegenheiten
der ƒrtlichen und ‚berƒrtlichen
Raumordnung abschlie‡end beur-
teilt. Nach einer neuerlichen „ber-
arbeitung der Gr‚nzonenpläne be-
ginnt die Behandlung in den ver-
schiedenen Raumordnungsgre-
mien, soda‡ die erste Gr‚nzonen-
verordnung noch vor dem Sommer
von der Landesregierung beschlos-
sen werden kƒnnte .
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Arbeitsschwerpun

•Regionale

Planungen"

N
eben der in der Endphase des
Begutachtungsverfahrens be-
findlichen Gr‚nzanenplanung

f‚r die Kleinregion 18 Hall und Um-
gebung' stehen derzeit auch die
Entw‚rfe f‚r die Neufestlegung der
landwirtschaftlichen Vorrangflächen
in den Kleinregionen 47 Oberes
Lechtal' und 4 ,Mieminger Plateau"
im gesetzlichen Begutachtungsver-
fahren. Die Arbeiten an den Gr‚nzo-
nenpianungen f‚r die Kleinregio-
nen 17 S‚dƒstliches Mittelgebirge"
und 30,Wƒrgl und Umgebung" sind
bereits so weit gediehen, da‡ die in-
formelle Diskussion des Rohentwur-
fes durchgef‚hrt werden kann . F‚r
die Inangriffnahme der Gr‚nzonen-
planungen f‚r die Kleinregionen 37
,Landeck und Umgebung" und 14
,Westliches Mittelgebirge" laufen
derzeit die vorbereitenden Arbeiten .
Ebenso wird in diesen Tagen mit den
Entwurfsarbeiten f‚r die Neufestle-
gung der landwirtschaftlichen Vor-
rangflächen im Pitztal begonnen .
Schlie‡lich soll bis zur Jahresmitte
auch noch die Gr‚nzonenplanung
in der Kleinregion 24,St . Johann und
Umgebung" in Angriff genommen
werden .
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TIRIS-Pro ektbe-

treuung

Erfassung der F ugh n-
dernisse in Tirol
Ausgehend vom tragischen Hub-
schrauberabsturz des Christophorus

formierte sich auf Betreiben von
Landesrat tanzen eine Arbeitsgrup-
pe zur Erfassung sämtlicher Flughin-
dernisse von Tirol . Vor allem jene Sei-
le, die f‚r den Rettungshubschrau-
bereinsatz gefährlich sein kƒnnen,
werden mit Hilfe der Gemeinden er-
fa‡t und in Folge den Einsatzpiloten
in geeigneter Form zur Verf‚gung
gestellt. Um die Fortf‚hrbarkeit und
Aktualisierung dieser Tiroler Flughin-
derniskartei' zu gewährleisten und
sich dabei zusätzlich der Bearbei-
tungseffizienz der modernen Daten-
verarbeitung bedienen zu kƒnnen,
‚bernimmt TIRIS die EDV-Betreuung
dieses Projektes

‰rztebedarf in Tirol
Wie vielfälig die Anwendungsmƒg-
lichkeiten von TIRIS sind, zeigt das
Projekt, das seiner Entstehung nach
einer Landtagsanfrage entstammt .
Dabei wurde eine umfangreiche Ist-
Zustanderhebung der ärztlichen
Versorgung der Tiroler Bevƒlkerung
durchgef‚hrt, wobei die angewen-
dete Methodik im Gegensatz zu
herkƒmmlichen Vorgangsweisen
vƒllig neuartig war. Nicht mehr die
pro Kopf-Rate an Einwohnern bezo-
gen auf einen Arzt war der bestim-
mende Faktor, sondern die Erreich-
barkeit innerhalb einer gewissen
Zeitspanne mittels Individualver-
kehrsmitteln . Nach Abschlu‡ dieser
Studie konnten Verteilungsmuster
der Tiroler Arzteschaft klar analysiert
werden . Sie dient den zuständigen
Stellen im Rahmen ihrer gesetzli-
chen und sozialen Mƒglichkeiten
als Entscheidungshilfe .

	

ˆ



nen sich der Urlaub am Bauernhof regionen'und den f‚nf gr„…ten Lan

Reg onalbe reuung und eine Kooperation Landwirte - deshauptstädten ƒsterreichs
Tourismusbetriebe ab, wobei als er

	

Die Studie verfolgt zwei Ziele : Zum

erfolgreich

	

stes das Bauernfr‚hst‚ck' realisiert einen werden die Haupteinflu…fak-
werden soll .

	

toren der Siedlungsentwicklung auf
So besteht nach den ersten Erfah- gezeigt, wobei wiederum beson

angelaufen

	

rungen konkreter Anla… zum Opti- ders auf die unterschiedliche Dyna-
mismus f‚r das Gelingen dieses Ex- mik zwischen Einwohner- und

M
perimentes.Es zeigt sich aber schon Haushaltsentwicklung eingegan-

Jänner wurde der Werkver- - jetzt, da… es einer intensiven Zusam gen wird. Zum anderen werden der
trag zwischen Mag Gander, menarbeit zwischen dem Regional Siedlungsflächenverbrauch behan-
der die Regionalbetreuung f‚r betreuer und der Abteilung f‚r Lan delt . . Ma…nah-

die
und verschiedene

die Nationalparkregion zugeschla- desplanung bedarf, um erfolgreich men vorgestellt, wie dem hohen Be-
gen erhalten hatte, und dem Land zu sein .
Tirol geschlossen, womit die Regio-
nalbetreuung starten konnte .

Erster Schwerpunkt war eine Be-
suchsrunde

	

s- undbei allen Gemeinden,
den Gemeindef‚hrungen sowie
den Tourismusverantwortlichen mit SiedlungswesenErhebung der aktuellen Projekte
und der allgemeinen Situation . Da-

	

""
bei stellte sich heraus, da… vor allem in osterreich
enormes Interesse an der' Aktion zur
Qualitätsverbesserung von Gäste
betten besteht und entsprechende-

	

nderƒROK-Schriften†eiheerschie-
Informationen nachgefragt werden .

	

nen 1992 zwei Beiträge zum aktu-
In den meisten Gemeinden der ellen Themenbereich Wohnungs

National parkregion wurden daher '- und Siedlungswesen.
bereits Informationstage mit tatkräf- Im Band ‡Haushaltsentwicklung,
tiger Unterst‚tzung der Abt . Id - Wirt- Wohnbau und Wohnungsbedarf in
schaffsf„rderung abgehalten (z .B . in ƒsterreich 1961 -2031' werden ver-
Matrei mit 31, in Kals mit 39 und in schiedene Szenarien des zuk‚nffi'-
Virgen mit 31 Interessenten),

	

gen Bedarfs an Wohnungen entwor-
Ein konkretes Projekt stellt die Ein- fen . Die Untersuchungsergebnisse

richtung eines Virgener Bauern- und Prognosen werden gro…teils
marktes dar; eine Exkursion nach nach Bundesländern ausgewiesen
Axams wurde organisiert, um den und treffen daherauch Aussagen
dort florierenden Bauernmarkt und ‚ber die Situation in Tirol
seine Organisatoren kennenzuler

	

Die Studie geht auf die Ursachen
nen . Dieses Projekt hat sich mittler des wachsenden Wohnungsbedar
weilen so konkretisiert, da… voraus

	

fes ein, wobei besonders auf den
sichtlich noch im Sommer der Bau- Faktor sinkender Haushaltsgr„…en
ernmarkt in Virgen er„ffnet werden
kann .

Die Realisierung eines Defreggen-
tal-Radweges und die Durchf‚h-
rung einer Verkehrsanalyse f‚r Hopf-
garten i .D. scheinen ebenfalls m„g-
lich zu sein .
Ein Themen-Wanderweg durch

die - Virgener Feldfluren mit ihren
charakteristischen Flurgeh„lzreihen
befindet sich in konkretem Pla-
nungsstadium .
Auch in den letzten Phasen des

naturschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens f‚r die Schischau-
kel Kais-Matrei war die Regionalbe-
treuung beteiligt .

Als weiterere Schwerpunkte zeich-

eingegangen wird . Zwischen Haus-
haltsz‚wachs und Neubauleistung
besteht ein Mi…verhältnis '' zudem
war in-den-80er Jahren „sterreich-
weit die Neubauleistung r‚ckläufig .
Ein Engpa… in der Wohnversorgung
ist daher vorprogrammiert, Wien
und Salzburg sind davon' am stark-
sten betroffen .

Abschlie…end werden in der -Stu-
die handlungsorientierte Vorschlä-
ge f‚r die Bewältigung des Pro-
blems im Rahmen der Wohnboupo-
litik getätigt .

Der zweite Band Siedlungsdruck
und Bodenverf‚gbarkeit' beschäf-
tigt sich im ersten Teil mit der Sied-
lungsentwicklung in den Gro…stadt-

40

• darf in flächensparender Form- be-
gegnet werden kann . Da die
Stadtregion Innsbruck in die Studie
einbezogen wurde, findet man f‚r
diesen Raum zahlreiche wertvolle
Aussagen .

Der zweite Teil der Publikation ent-
hält Beiträge zum ƒROK - Seminar
,Siedlungsdruck und Bodenverf‚g-
barkeit', das im März 1992 in Graz
sta l l fand .

	

•



Das neue Salzburger
Raumordnungsgesetz 1992
Grunds•tzliche Anliegen

und Zielsetzungen
Christoph Braumann

Mit 1 . M•rz 1993 ist im Land Salzburg ein neues Raumord-
nungsgesetz in Kraft getreten . Der Beschluä dieses Geset-
zes erfolgte am 21 . Oktober 1992 nach ‚ber zwei Jahre
dauernden intensiven Vorarbeiten und Beratungen . An-
laä f‚r die Schaffung eines neuen Raumordnungsgeset-
zes waren vielf•ltige Raumordnungsprobleme im Land
Salzburg. Angesichts des anhaltenden Siedlungsdruckes
in groäen Teilen des Landes stand dabei besonders das
Problem der mangelnden Verf‚gbarkeit von gewidme-
tem Bauland im Vordergrund, behindert die mangelnde
Baulandmobilit•t doch sowohl den Wohnbau als auch
die gewerbliche Entwicklung . Daä die geringe Wirksam-
keit der bisherigen Instrumente der ‚berƒrtlichen Raum-
planung einen weiteren Anlaä darstellte, ist ebenfalls her-
vorzuheben. Nicht zuletzt war es auch der angestrebte

EG-Beitritt „sterreichs - und zum Teil bereits auch der EWR-
Vertrag - dessen voraussichtliche Auswirkungen auf die
Siedlungsentwicklung rechtzeitige Antworten erfordern .

A
usgehend von der Veranke-
rung neuer Raumordnungs-
grunds•tze, die insbesondere

die haush•lterische Nutzung von
Grund und Boden, eine aktive Bo-
denpolitik der Gemeinden, die
Orientierung der Siedlungsentwick-
lung an den Einrichtungen des ƒf-
fentlichen Verkehrs, aber auch die
Erhaltung einer regionalen Identit•t
zum Ziel haben, verfolgt das neue
Raumordnungsgesetz als zentrale
Anliegen :

…

	

Eine Neuordnung von Orga-
nisation, Tr•gern und Instru-
menten der Raumplanung ;
…

	

Die Baulandmobilisierung
und Sicherung der Baulandver-
f‚gbarkeit.

Die wesentlichen Regelungen zur
Verwirklichung dieser Anliegen sol-
len hier kurz umrissen werden .

1 . Neuordnung von
Organisation, Tr•gern
und Instrumenten
der Raumplanung
1 .1 Neuordnung der ‚berƒrtlichen
Raumplanung - Regionalplanung
durch Planungsverb•nde

Um eine Verbesserung der Wirk-
samkeit der Regionalplanung zu er-
reichen, soll diese nach dem ROG
1992 in Hinkunft durch regionale Pla-

nungsverb•nde aus den Gemein-
den von verh•ltnism•äig kleinr•u-
migen Planungsregionen wahrge-
nommen werden . Aufgabe der Pla-
nungsverb•nde wird es sein, f‚r ihre
Region ein Regionalprogramm' zu
erarbeiten, welches dann durch die
Landesregierung verbindlich erkl•rt
wird. Sie stellen Gemeindeverb•nde
nach dem Salzburger †Gemeinde-
verb•ndegesetz' dar und sind auf
der Grundlage entsprechender Ver-
ordnungen der Salzburger Landes-
regierung verpflichtend einzurich-
ten .

Diese direkte Einbindung der Ge-
meinden in die Regionalplanung
erfordert jedoch als Voraussetzung
bestimmte ‚berregionale Rahmen-
vorgaben; dies etwa im Hinblick auf
die Abgrenzung der Planungsregio-
nen, auf die Vorgabe von grund-
s•tzlichen Leitlinien der Landesent-
wicklung oder auch im Hinblick auf
die Festlegung von zentralen Orten .
Solche Festlegungen sollen durch
ein Landesentwicklungsprogramm'
erfolgen . Nachdem dieses Landes-
entwicklungsprogramm eine grund-
legende Voraussetzung f‚r die Neu-
ordnung der Regionalplanung dar-
stellt, wird auch bereits an der Aus-
arbeitung eines Diskussionsentwur-
fes gearbeitet .

1 .2 Einbeziehung der
Bebauungsplanung in
das Raumordnungsgesetz

Die Bebauungsplanung war im
Land Salzburg bisher in einem eige-
nen Gesetz (Salzburger Bebauungs-
grundlagengesetz) geregelt . Be-
bauungspl•ne wurden in der Regel
nur im Anlaäfall erstellt, nur in weni-
gen Gemeinden wurden fl•chen-
deckende Bebauungspl•ne voraus-
schauend ausgearbeitet. Um den
eingangs erw•hnten Raumord-
nungsgrundsatz einer haush•lteri-
schen Nutzung von Grund und
Boden - der ja vor allem durch eine
fl•chensparende Siedlungsent-
wicklung umgesetzt werden muä -
verwirklichen zu kƒnnen, wurde
nunmehr die Bebauungsplanung in
das Raumordnungsgesetz einbezo-
gen . Daher haben k‚nftig alle Ge-
meinden f‚r jene Teile des Gemein-
degebietes, die innerhalb von l•ng-
stens 10 Jahren f‚r eine Bebauung
in Betracht kommen, Bebauungs-



plane der ,Grundstufe" aufzustellen .
In solchen Bebauungspl•nen sind
zumindest die bauliche Ausnutzbar-
keit der Grundfl•chen, die Bauhä-
hen und die Fluchtlinien festzule-
gen. Da (nach einer dreij•hrigen
‚bergangsfrist) ab M•rz 1996 eine
Bauplatzerkl•rung fƒr unbebautes
Bauland nur mehr auf Grund eines
solchen Bebauungsplanes der
Grundstufe erteilt werden kann, er-
gibt sich damit die generelle Ver-
pflichtung zur Erstellung von Bebau-
ungspl•nen. Darƒber hinaus sieht
das neue Raumordnungsgesetz fƒr
grä„ere Bauvorhaben die Aufstel-
lung von differenzierten Bebau-
ungspl•nen der Aufbaustufe' vor .
Ebenso kännen Bebauungspl•ne
der ,Aufbaustufe" fƒr Bereiche er-
stellt werden, in denen es der Ge-
meinde auf Grund der besonderen
ärtlichen Verh•ltnisse im Hinblick
auf die Erhaltung oder Gestaltung
des Orts-, Stadt- oder Landschafts-
bildes erforderlich scheint .

Besonders hinzuweisen ist auf die
Mäglichkeit, kƒnftig in den Bebau-
ungspl•nen auch Festlegungen
ƒber die zul•ssige Nutzung von Bau-
ten bzw. ƒber den Ausschlu„ be-
stimmter Nutzungen zu treffen .

Von Bedeutung ist dies etwa fƒr
die Erstellung von sogenannten
,Wohnanteilspl•nen' fƒr st•dtische
Bereiche .

2. Baulandmobili-
sierung und Sicher-
ung der Bauland-
verfƒgbarkeit

Nicht nur im Land Salzburg war
die ärtliche Raumplanung bisher
davon gekennzeichnet, da„ den
,Nutzungsrechten" aus einer Bau-
landwidmung im Fl•chenwid-
mungsplan keine entsprechenden
.Nutzungspflichten' gegenƒberge-
standen sind. Ausgewiesene Bau-
landfl•chen wurden daher oft l•n-
gerfristig nicht ihrer geplanten Nut-
zung zugefƒhrt . Gleichzeitig hat
dies die Zersiedelung gefärdert, weil
der Nachfragedruck nach Bauland
zur Umwidmung immer neuer Grƒn-
landfl•chen oder auch zur Erteilung
von Einzelbewilligungen fƒr Baufƒh-
rungen im Grƒnland gefƒhrt hat .
Diese Situation grundlegend zu •n-

dern, stellt ein Hauptanliegen des
neuen Salzburger Raumordnungs-
gesetzes 1992 dar.

In den …Raumordnungsgrunds•t-
zen" des ROG 1992 werden die Ge-
meinden daher ausdrƒcklich zu
einer aktiven Baulandpolitik ver-
pflichtet. Dies soll vor allem durch
privatwirtschaftliche Ma„nahmen
zur Sicherstellung der Verfƒgbarkeit
ausgewiesener Baulandfl•chen ge-
schehen. Als vorrangige Ma„nah-
me ist dabei der Abschlu„ von Ver-
einbarungen zwischen Grundei-
gentƒmern und Gemeinden ƒber
die Verwendung von Bauland-
grundstƒcken innerhalb einer be-
stimmten Frist vorgesehen . Insbe-
sondere soll dies der Vorsorge fƒr
Wohnungen und Betriebsfl•chen im
Rahmen der angestrebten Entwick-
lungsziele der Gemeinden dienen .
Eine spezielle Aufgabe solcher Ver-
einbarungen wird es sein, geeigne-
te Grundstƒcke fƒr den gefärderten
Wohnbau zu sichern . Bei dafƒr ge-
eigneten Grundstƒcken sieht das
neue Raumordnungsgesetz im Rah-
men solcher Vereinbarungen die
Zurverfƒgungstellung eines Anteiles
bis zur H•lfte der von den Planungs-
ma„nahmen betroffenen Grundfl•-
chen (sinngem•„ zu einem gƒnsti-
geren Preis) vor .

Eine Neuausweisung von Bau-
land soll nach dem neuen Raum-
ordnungsgesetz kƒnftig nur mehr
dann vorgenommen werden, wenn
mit den Eigentƒmern der davon er-
fa„ten Grundstƒcke entsprechende
Vereinbarungen geschlossen wor-
den sind . Damit wird das in Salzburg
bereits in der Vergangenheit in einer
Anzahl von F•llen erprobte …Ver-
tragsmodell" kƒnftig zur allgemei-
nen Norm erhoben .

Baulandreserven dƒrfen in Hin-
kunft nur mehr fƒr den absehbaren
Bedarf eines Planungszeitraumes
von 10 Jahren ausgewiesen werden .
Im allgemeinen sind in den Fl•-
chenwidmungspl•nen der Salzbur-
ger Gemeinden jedoch meist viel
grä„ere Baulandreserven vorhan-
den . Um hier eine ,Altlastensanie-
rung" erreichen zu kännen, ver-
pflichtet das neue Raumordnungs-
gesetz alle Gemeinden zur
‚berarbeitung ihrer Fl•chenwid-
mungspl•ne bis Ende des Jahres
1999. Baulandfl•chen, welche be-
reits seit mehr als 10 Jahren ausge-

wiesen sind, ohne einer entspre-
chenden Nutzung zugefƒhrt wor-
den zu sein, kännen in Hinkunft
entsch•digungslos in Grƒnland
rƒckgewidmet werden . Diese fun-
damentale Neuerung sollte einen
,Mobilisierungsimpuls" mit sich brin-
gen und kƒnftig einer Baulandhor-
tung vorbeugen . Darƒber hinaus
wird damit den Gemeinden ein In-
strument in die Hand gegeben, um
die Verfƒgbarkeit von ausgewiese-
nen Baulandreserven generell si-
cherstellen zu kännen .

Der Abschlu„ von
,Baulandvertr•-

gen' gilt im ƒbrigen auch als Vor-
aussetzung fƒr die Erstellung von Be-
bauungspl•nen der …Grundstufe' .
Diese sollen grä„ere unbebaute Fl•-
chen (ƒber 2000 m 2) ebenfalls nur
dann erfassen, wenn mit deren Ei-
gentƒmern entsprechende Verein-
barungen zur Sicherung der Bau-
landverfƒgbarkeit abgeschlossen
worden sind. Damit kännen auch
schon die bestehenden Baulandre-
serven in den zur Zeit geltenden Fl•-
chenwidmungspl•nen einem …Mo-
bilisierungsdruck` unterworfen wer-
den. Denn nicht von einem Bebau-
ungsplan der Grundstufe erfa„te
unbebaute Baulandfl•chen wer-
den in Zukunft de facto zu …Rohbau-
land", da„ nicht unmittelbar be-
baubar ist .

Die Verpflichtung der Gemeinden
zu einer aktiven Baulandpolitik be-
deutet in vielen F•llen jedoch auch
eine finanzielle Belastung .

Diese ergibt sich besonders aus
der allenfalls erforderlichen Finan-
zierung von Grundstƒcksank•ufen
und Erschlie„ungsma„nahmen,
aber auch aus der mäglichen Inan-
spruchnahme von Vorkaufsrechten .

Daher wird auf Grund des neuen
Raumordnungsgesetzes eine …Bau-
landsicherungsgesellschaft † durch
das Land eingerichtet . Sie soll den
Gemeinden als Treuh•nder durch
den Rechtserwerb an geeigneten
Grundstƒcken eine haushaltsun-
wirksame Bodenpolitik ermägli-
chen .

3. Differenzierung im
Bereich der Fl•chen-
widmungsplanung

Da„ das neue Raumordnungsge-



setz •ber diese beiden Schwerpunk-
te hinaus eine Anzahl weiterer
Neuerungen enthält, kann hier nur
am Rande erwähnt werden. Zu nen-
nen ist etwa die Tatsache, da‚ die
bisherige spezielle Salzburger Re-
gelung' der Ausnahme von der Wir-
kung des Flächenwidmungsplanes
durch die Erteilung von ƒEinzelbewil-
ligungen" in Hinkunft wesentlich
eingeschränkt wird . Vor allem wird
keine Errichtung von Wohnbauten
im Gr•nland mehr m„glich sein .
Grundlegend verschärft wurden

auch die Regelungen f•r die Zuläs-
sigkeit von Zweitwohnungen . Sie
d•rfen nach dem neuen Raumord-
nungsgesetz ausnahmslos nur mehr
in ausgewiesenen ƒZweitwohnungs-
gebieten" errichtet werden . Davon
betroffen sind alle Ferien- und Frei-
zeitwohnungen im weitesten Sinn .
Dar•ber hinaus wird ein Widmungs-
stop f•r ausgeprägte ƒZweitwoh-
nungsgemeinden" dadurch ver-
hängt, da‚ neue Zweitwohnungs-
gebiete nur mehr in Gemeinden
zulässig sind, in denen der Anteil der
Zweitwohnungen am gesamten
Wohnungsbestand nicht mehr als
10 % beträgt .

BRAUMANN Christoph,

GRIMM Walter,

HUMMER Waldemar,

OTT Karl,

RAUTER Franz,

SAILER Martin,

SCHERL Karl,

SIEGL Franz,

Daneben wurden die Bauland-
widmungen weiter differenziert . So
wurde die Widmung "ländliche
Kerngebiete' f•r bebaute Ortsge-
biete mit einer Nutzungsmischung,
wie sie charakteristisch f•r Ortszen-
tren im ländlichen Raum ist, neu
eingef•hrt. F•r gastgewerbliche
Bauten mit mehr als 60 Gästezim-
mern wird in Hinkunft eine eigene
Widmung Gebiete f•r Beherber-
gungsgro‚betriebe" erforderlich
sein . Neu im Salzburger Raumord-
nungsgesetz verankert wurde der
Begriff der ƒSonderflächen" . Damit
sollen Flächen f•r Bauten und Anla-
gen erfa‚t werden, die sich nicht
unter die bisherigen Baulandwid-
mungskategorien einordnen lassen
haben (etwa Kasernen, Krankenan-
stalten und dergleichen) oder die
auf Grund ihres Verwendungszwek-
kes an einen bestimmten Standort
gebunden sind (Fernwärmeerzeu-
gungsanlagen, auch standortege-
bunde einzelstehende Betriebe im
Gr•nland und dergleichen) . F•r den
f„rderbaren Wohnbau k„nnen in
Hinkunft eigene Vorbehaltsflächen'
im Flächenwidmungsplan ausge-
wiesen werden .
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Das neue Salzburger Raumord-
nungsgesetz 1992 bedeutet eine
wichtige Verbesserung der Rechts-
grundlagen f•r die Raumplanung
im Land Salzburg . In seinem Bem•-
hen, das Kriterium der Baulandver-
f•gbarkeit zu einer generellen Maxi-
me zu erheben, beschreitet es „ster-
reichweit Neuland ; aktuelle Bem•-
hungen zielen derzeit in den mei-
sten „sterreichischen Bundesländern
in dieselbe Richtung . Wie wirksam
das Salzburger ƒVertragsmodell' als
allgemeine Handlungsnorm in der
„rtlichen Raumplanung ist, wird
weitgehend von der Umsetzung in
den Gemeinden abhängen .
Die verbesserten planerischen und

raumordnungspolitischen Handha-
ben werden generell erh„hte Anfor-
derungen an den Vollzug stellen .

Angesichts der rasch fortschrei-
tenden Ausdehnung der Siedlun-
gen und der immer vielfältigeren
und oftmals auch konfliktträchtige-
ren Nutzungen des Lebensraumes
sind wirksame Ma‚nahmen jedoch
unumgänglich, um auch f•r kom-
mende Generationen eine lebens-
werte Heimat zu erhalten .

	

…
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